
Bitte klicken Sie hier, um das Presse-Archiv zu durchsuchen!

Ausgabe 15 · 33. Jahrgang · 13. Wahlperiode · 17.12.2002

Das Sparschwein
könnte neben dem

westfälischen Ross für die
nächsten Jahre das Landeswap-

pen zieren: Es gibt keine Wohltaten
mehr zu verteilen, allenfalls Zumu-

tungen, stimmt Ministerpräsident Steinbrück
die Menschen auf die Kassenlage des Landes ein,

das Steuerausfälle von 1,4 Milliarden Euro ausgleichen
und daher an allen Ecken und Enden sparen muss. Die

Koalitionsfraktionen im Landtag bemühen sich,
die notwendigen Kürzungen gerecht und

sozial ausgewogen vorzunehmen. Die
Opposition dagegen sieht die Landes-

regierung „finanziell am Ende“. In
ihren Augen passt ein Sparhaus-

halt nicht in die konjunkturelle
Situation. Foto: Schälte

Wort und 
Widerwort:
Wie sinnvoll ist die Fusion der beiden
Universitäten Duisburg und Essen?

Laut und heiß – so läuft derzeit die Fu-
sion der beiden Revier-Universitäten
Duisburg und Essen ab. Von der Lan-
desregierung in die Wege geleitet, weil 
jede Hochschule für sich allein nicht le-
bensfähig ist, wehren sich die Beteiligten
nach Kräften gegen den Zusammen-
schluss und drohen mit Klage. Das Lan-
desparlament ist gespalten: Die Opposi-
tion hat sich der Ablehnungsfront
angeschlossen, die Koalition hält im
Interesse der Zukunftssicherung an der
Fusion fest. Mehr darüber bei „Wort
und Widerwort“ auf Seite 8.

Steinkohle S. 3
Um die Zukunft des Steinkoh-

lenbergbaus wurde in der Aktuellen
Stunde gerungen. SPD und FDP
hatten beantragt, das Thema – mit
jeweils unterschiedlicher politischer
Zielrichtung – auf die Tagesord-
nung des Plenums zu setzen.

Haushalt S. 4
Zweite Lesung des Landeshaus-

halts 2003, den der neue Finanz-
minister Jochen Dieckmann zu ver-
treten, den er aber nicht aufgestellt
hat. Das geschah noch unter Finanz-
minister Peer Steinbrück, der jetzt
Ministerpräsident des Landes ist.

Integration S. 12
Über die Integration der tür-

kischstämmigen Deutschen führte
Landtag intern ein Gespräch mit
Professor Dr. Farukk Sen. vom Zen-
trum für Türkeistudien in Essen.
Auch die deutsche Weihnacht spielt
dabei eine Rolle.

Krippen        S. 10
Die Weihnachts-

krippe hat eine lange
Geschichte. Thomas
Ostendorf, Museumslei-
ter in Telgte, weiß
darüber zu
berichten.
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Neuer Schwung im NRW-Landtag: Landtag 
intern hat sich einen frischen Anstrich gegeben.
Das Info-Magazin erscheint ab sofort lesefreund-
licher, übersichtlicher und aktueller. Inhaltlich
setzt die Redaktion auf das bewährte Konzept:
Landtag intern berichtet auch künftig über alle
Fraktionen hinweg parteineutral und ist somit
ein wichtiges Nachschlagewerk für alle an der
Landespolitik Interessierten, Landtagsabgeord-
nete, Freunde und Mitarbeiter des Landtags.

I
mmer wieder hat die Redaktion kleine Verän-
derungen im Layout vorgenommen. Aus
Schwarz-Weiß wurde Farbe, das Papier etwas

feiner, das Layout klarer. Doch für einen richtigen
Relaunch brauchte das Landtag-intern-Team
Profis, die das technisch umsetzen, was sich die
Redaktion ausgedacht hat. Herausgeber und Prä-
sident des Landtags Ulrich Schmidt und sein
Team entschlossen sich aus diesem Grund, Land-
tag intern überarbeiten zu lassen. Ziel war es, die
Zeitschrift, die seit 33 Jahren veröffentlicht wird,
grafisch zu verjüngen. Die Berichte und Protokol-
le aus den Ausschüssen und über Plenarsitzungen,
die aktuellen Nachrichten, die Porträts der Abge-
ordneten, die Standpunkte der Fraktionen, all das
soll künftig in einem frischen Layout aufbereitet
werden. Optisch neu, inhaltlich bewährt: ersetzt
werden die bisherigen Schrifttypen, der Inhalt
wurde neu strukturiert und ein neues Farbkon-
zept erarbeitet. Quelle der Inspiration war der
Landtag selbst. Das Landtagsgebäude ist modern
und hell, die Atmosphäre mit viel Holz sehr
freundlich und das soll Landtag intern auch nach
Außen hin transportieren. Daher orientieren sich
die Farben und die organischen Formen für das
Heft an der Architektur des Landtags und an sei-
nem neuen Logo.

Lesefreundlich

Mit der optischen Neugestaltung wurde
vor allem der Inhalt des Magazins aufgewertet.
Lesefreundlich und übersichtlich präsentiert
sich die Zeitschrift des Landtags nun als un-
entbehrliches Werkzeug und als informatives
Nachschlagewerk für alle Landtags-Interes-
sierten.

Um in Zukunft noch besser den Überblick
zu behalten, bietet Landtag Intern jetzt zudem
Sammelschuber an. Wer mit dem neuen Jahr
also auch Ordnung in sein Archiv bringen will,
kann die praktischen Schuber einfach bestellen
– eine Postkarte ist auf der Rückseite dieses
Heftes beigefügt. Und natürlich sind auch Kri-
tik und Anregungen zum neuen Landtag in-
tern willkommen. Positive und negative Rück-
meldungen nimmt die Pressesprecherin des
Landtags gerne entgegen. Ihre eMail-Adresse:
stephanie.hajdamowicz@landtag.nrw.de

Inhalt Relaunch bei 
Landtag intern 
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Liebe Leserinnen und Leser!

Vielleicht geht es Ihnen wie mir: ich habe das
Jahr 2002 als überaus spannend und ereignisreich,
aber vor allem als sehr wechselhaft empfunden. Er-
folge und Hiobsbotschaften lagen nah beieinander.
Lassen Sie mich auf einige Politikfelder kurz hin-
weisen:

Die demokratische Welt ist nach den schreck-
lichen Anschlägen des 11. September 2001 näher
zusammengerückt. Die Erfolge einer konsequenten
Politik der internationalen Terrorismusbekämp-
fung sind unübersehbar. Auch wir in Nordrhein-
Westfalen haben mit unserem Programm zur Ver-
stärkung der Inneren Sicherheit dazu einen Beitrag
geleistet.

Wir haben auch im Jahr 2002 weitere
beachtliche Erfolge bei der Bewältigung des
Strukturwandels und der Ansiedlung neu-
er, zukunftsweisender Technologien er-
zielt. Trotzdem sind unsere Erwartungen
an die gesamtwirtschaftliche Entwicklung
nicht in Erfüllung gegangen, so dass auf
dem Arbeitsmarkt und bei den öffentlichen
Finanzen noch keine Entspannung zu ver-
zeichnen ist. Dieser Entwicklung
konnte sich auch Nordrhein-
Westfalen nicht entziehen.

PISA hat uns aufgeschreckt – keine Frage. Alle
haben erkannt: Wir müssen die Bildung verstärkt
in den Mittelpunkt unserer Politik stellen. Das be-
ginnt mit der Überprüfung der Lerninhalte im Kin-
dergarten und hört mit dem Ausbau der Ganztags-
angebote in der Schule längst nicht auf. Im übrigen:
Dazu gehören auch zusätzliche Anstrengungen bei
der Integration insbesondere junger Zuwanderer,
die Teil unserer Zukunft sind.

Was mir besonders am Herzen liegt, ist die So-
lidarität mit den Schwachen in unserer Gesell-
schaft. Trotz des enormen Konsolidierungsdrucks
bei den öffentlichen Finanzen gilt auch für den so-
eben verabschiedeten Landeshaushalt 2003: 

Das soziale Netz wird nicht reißen, die Struk-
turen der sozialen Sicherungssysteme

bleiben erhalten. Gleichwohl müs-
sen sie unter dem Druck der de-
mographischen Entwicklung wei-
ter reformiert werden, wenn sie
ihre Funktionsfähigkeit nicht ver-
lieren wollen. Ich bin sicher, dass
die Menschen mehrheitlich bereit
sind, den Weg der Konsolidierung

mitzugehen und Einschnitte
und Einschränkungen

mitzutragen, wenn
garantiert ist: die

soziale Balance bleibt gewahrt und die Grundele-
mente der Daseinsvorsorge und Infrastruktur sind
nicht gefährdet.

Für das Jahr 2003 stehen Entscheidungen an,
die uns nicht weniger abverlangen werden als bis-
her. Die Themen sind bekannt. Auf eine Entschei-
dung haben wir jedoch keinen Einfluss: auf die Be-
werbung der Region Düsseldorf-Rhein-Ruhr für
Olympia 2012. Sie ist inzwischen zu einer Herzens-
angelegenheit der Menschen geworden. Der Land-
tag unterstützt diese Bewerbung nachdrücklich und
sieht mit Spannung der Entscheidung des NOK
entgegen.

Die Zeit, die vor uns liegt, ist nicht die Zeit des
Zu- und Wegschauens, sondern des Zupackens.
Darum bitte ich Sie sehr herzlich und danke für Ihr
vielfältiges bürgerschaftliches Engagement.

Ihnen und Ihren Familien wünsche ich ein
schönes, besinnliches Weihnachtsfest und ein gutes
und erfolgreiches Jahr 2003.

Es grüßt Sie herzlich 

Ulrich Schmidt, Landtagspräsident 

Aktuelle Stunde
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Edgar Moron, SPD-Fraktionsvorsitzender, bedauerte
den Zerfall der Kohlefraktion im Landtag durch
die jüngsten Vorschläge der CDU-Fraktion. Die
SPD dagegen wolle die Fortsetzung des Steinkoh-
lenbergbaus im Lande – „das hat nichts mit No-
stalgie zu tun!“  Die CDU sei auf dem falschen
Weg, denn der von ihr geforderte Ausstieg sei teu-
rer als die Weiterführung der Förderung bei wei-
ter degressiven Mengen, betonte Moron. Die
CDU nehme in Kauf, dass die Arbeitslosigkeit in
den Bergbauregionen empor schnelle. Denn das
sei unweigerlich die Folge, wenn in den nächsten
Jahren auf Grund der CDU-Vorstellungen bis zu
6.000 Bergleuten betriebsbedingt zu kündigen sei.

Dr. Ingo Wolf, Vorsitzender der FDP-Fraktion, meinte
mit Blick auf die Höhe der Steinkohlesubventio-
nen der letzten Jahre: „Diese Zahlen lassen schau-

dern“. Anstatt Zuschüsse in eine rückwärts ge-
wandte Technologie zu pumpen schlug er vor, die
Subventionen erst zu halbieren, dann zu strei-
chen. „Wir sollen statt Kohle abbauen Schulen
aufbauen“. Sein Rezept: „Mehr Kohle für Bildung
und Infrastruktur in diesem Lande“.

Dr. Jürgen Rüttgers, CDU-Fraktionsvorsitzender, ap-
pellierte an die SPD, sich ihrer Verantwortung zu
stellen. Niemand könne die Logik des Gedankens
nachvollziehen, dass die Rückführung teuerer sei
als der Ausstieg. Die Subventionen für die Stein-
kohle seien nicht mehr zu leisten, weil das Land
„pleite“ sei. Wer wie die SPD verspreche, es solle
bei einer Jahresförderung von 20 Millionen Ton-
nen bleiben, „der belügt die Menschen und be-
kommt die Haushaltsprobleme nicht in den
Griff“.

Reiner Priggen (GRÜNE) meinte, es sei Aufgabe
der Politik, den weiteren Umgang mit der Stein-
kohle realistisch  zu organisieren. Dazu sei die
FDP mit ihrer populistischen und realitätsfer-
nen Position nicht in der Lage. Es gehe in der
kommenden Zeit darum, wie die Subven-
tionen für den Bergbau zu reduzieren
sind und wie hoch der Sockel aus hier
geförderter Steinkohle sein müsse. Für
die Grünen gebe es dabei  „keine Al-
ternative für die Fortführung des
Gleitflugs aus der Steinkohle“.

Energieminister Dr. Axel Horstmann (SPD) bestand
darauf, bei der kommenden Entscheidung über

Aktuelle Stunde zur Zukunft 
des Steinkohlenbergbaus

Aktuelle Stunde über die Zukunft des Steinkoh-
lenbergbaus in Nordrhein-Westfalen: SPD und
FDP hatten sie für Freitag, den 13. Dezember be-
antragt. Bergleute in Arbeitskluft auf der Zu-
schauertribüne. Im Rund unter ihnen ein lebhaf-
ter parlamentarischer Schlagabtausch. Die CDU
wollte eine Antwort auf die Frage: „Was erwartet
die heute 30jährigen Bergleute im Jahr 2010?“
Edgar Moron (SPD) gab sie in seinem  Zwischen-
ruf: „Arbeitslosigkeit“. Lebhafte Unruhe im Saal.

die langfristige Zukunft der Steinkohle müssten
die ökonomischen, ökologische und technologi-
schen Fragen einbezogen werden. Der deutsche
Energiemix habe heimische Steinkohle ebenso
wie Mineralöl, Erdgas und erneuerbare Energien
einzubeziehen. 13 Millionen Jahrestonnen, die die
CDU anstrebe, reichten nicht zur Absicherung ei-
nes  langfristig lebens- und leistungsfähigen Kern-
bergbaus. Sie hätten massive Kündigungen von
Bergleuten zur Folge und stünden im eklatanten
Widerspruch zu den energie-, technologie- und
industriepolitischen Zielen, die die NRW-Landes-
regierung verfolgt. Ein „Sturzflug aus der Kohle“
belaste weiter die öffentlichen Haushalte, ohne
dass sofort „fresh money“ für andere Zwecke zur
Verfügung stünde.

Bergleute haben Angst um Ihre Zukunft.
Foto: Schälte
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Wirtschaft und Mittelstand 

Christian Weisbrich (CDU) warf der Landesregie-
rung Versagen bei Beschäftigung und Wachstum
vor. NRW trage in Deutschland die rote Laterne.
Überproportionale Einsparungen seien verheeren-
de Signale. Besonders ärgerlich sei die Halbierung
der Wirtschaftsfördermittel. Investitionsfreude
werde ausgetrieben durch Steuererhöhungen auf
Bundesebene.

Werner Bischoff (SPD) hielt deutliche Einschnitte
im Haushalt für unvermeidbar. 276 Millionen
Euro für Wirtschaftsförderung einschließlich EU-
Mittel seien 28,5 Prozent weniger als 2002. Die
SPD unterstütze aber die richtigen Akzente, etwa
bei Meister- und Gründungsförderung. Miesma-
cherei solle aufhören. Die Kohlebeihilfen würden
gegenüber 2002 um 46 Millionen Euro gesenkt
und erst 2004 ausgezahlt.

Dr. Gerhard Papke (FDP) befürchtete, bis Jahre-
sende seien 10000 mittelständische Betriebe in
NRW zahlungsunfähig. Hausgemachte Fehler
seien ursächlich für die tiefe Rezession in NRW.
Aus dem neu zugeschnittenen Ressort müsse ein
echtes Mittelstandsministerium werden. Die
Hälfte des Wirtschaftshaushaltes gehe noch im-
mer in die Kohlebeihilfen.

Rüdiger Sagel (GRÜNE) versprach Vorfahrt für
den Mittelstand. Im Bereich Wirtschaft gingen
die Mittel um 18 Prozent zurück. Die Situation
sei schmerzlich. Aber die Meistergründungsprä-
mie bleibe erhalten, das erfolgreiche Beratungs-
programm werde fortgeführt. Bei Existenzgrün-
dungen sollten Frauen und Migranten besonders
unterstützt werden.

Harald Schartau (SPD), Minister für Wirtschaft
und Arbeit, erwähnte den Aufbau Ost als eine der
Hauptursachen, aber auch als historische Aufga-
be, auf die wir stolz sein könnten. Branchen-
orientierung sei Kernelement seiner Wirtschafts-
politik. Einzelunternehmen mit wirtschaftlicher

und sozialer Verantwortung verdienten Erleichte-
rung und Hilfe.

Verkehr und Energie

Heinz Hardt (CDU), meinte gekürzt werde bei
Erhaltungsinvestitionen, Neubaumaßnahmen,
Radwegen und Lärmschutz. Schlimm sei der
Wegfall von Arbeitsplätzen dadurch in der Bauin-
dustrie. Der Metrorapid stehe finanziell auf sehr
wackligen Füßen, die Kostensteigerung werde bis

zu 200 Millionen
Euro betragen.
Keiner überneh-
me das Risiko.

Gerhard Wirth
(SPD) äußerte sich
zufrieden mit 2,2
Milliarden Euro
für den Verkehr
im Jahre 2003.
Der Haushalt sei
ehrlich, die SPD
habe nichts ver-
ändert. Bei Stra-
ßenunterhaltung
zu sparen, tue
weh. Das Finan-
zierungskonzept
für den Metrora-
pid erwarte er
Anfang 2003.

Christof Rasche
(FDP) warf der
Landesregierung
bewusste Unter-
lassung beim
Straßenbau und
verfehlte Prioritä-
ten beim Ver-
kehrschaos in
NRW vor. Bei
Luftverkehr, Stra-

ßenbau und Metrorapid verfolgten die GRÜNEN
ganz andere Ziele, das führe zum Stillstand in der
Verkehrspolitik.

Peter Eichenseher (GRÜNE) räumte ein, ein Groß-
teil unstrittiger Verkehrsprojekte bei Bus und
Bahn liege auf Eis. Die
11000 Zugkilometer
seien zu teuer erkauft
worden. Die Bahn AG
wolle auch die Trassen-
preise bis zu 40 Prozent
erhöhen. Bei staatlicher
Verantwortung für das
Netz würde solche Ab-
zockermentalität been-
det.

Verkehrsminister Dr.
Axel Horstmann (SPD) ver-
wies auf die Änderung
des Regionalisierungs-
gesetzes, die öffent-
lichen Nahverkehr auf
hohem Niveau in guter
Qualität sichere. NRW
sei Bahnland Nummer
Eins. Die Mittel für Er-
haltungsinvestitionen
bei Landesstraßen blie-
ben auf dem Niveau von 2002.

Arbeit, Technologie,

Qualifikation und Weiterbildung

Rudolf Henke (CDU) machte die Landesregie-
rung für die Lage auf dem nordrhein-westfäli-
schen Arbeitsmarkt verantwortlich. Wenn jetzt
die Landesregierung die Arbeitsmarktprogram-
me um 30 Millionen kürze, dann gestehe sie da-
mit entweder das Scheitern ihrer Arbeitsmarkt-
politik ein oder sie erwarte wenig von  diesen
Programmen. Auch die Zahl von 90.000 arbeits-
losen Jugendlichen in NRW sei schmerzhaft; die
Zahl der abgeschlossenen Ausbildungsverträge
gehe zurück.

Horst Vöge (SPD) vermisste, wenn die CDU
schon kritisiere, Änderungsanträge der Opposi-
tion. Die FDP wolle ein paar Kürzungen und ma-
che ein paar Vorschläge zu den Landesgesell-
schaften. Auch die Arbeitsmarktpolitik sei von
Einsparungen nicht auszunehmen, auch nicht die
Werkstätten für Behinderte, aber kein einzige
Projekt sei gefährdet. Mit insgesamt 307 Millio-
nen Euro sei immer noch eine gute Arbeits-
marktpolitik zu machen.

Dr. Ute Dreckmann (FDP) meinte, das beste Mittel
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit sei eine gute
Wirtschaftspolitik. Dass die Mittel für das Pro-
gramm „Jugend in Arbeit“ nicht geschmälert
werden, lobte sie. Sie kritisierte aber die Kürzun-
gen im Bereich benachteiligter Jugendlicher und
schwer vermittelbarer Erwachsener.

Nach zweitägiger Redeschlacht: Landtag 
verabschiedet in zweiter Lesung den Etat

Nach Beratung am 11. und 12. Dezember hat der Landtag  den Haushalt für das kommende Jahr
zusammen mit dem Gemeindefinanzierungsgesetz in zweiter Lesung verabschiedet. Die dritte
Lesung findet am 18. Dezember statt. In der kontrovers geführten  Debatte gab es Einstimmigkeit
nur bei den Etats von Landtag und Landerechnungshof: Sie wurden ohne Gegenstimme angenom-
men. Die Haushaltspläne aller Ressorts der Landesregierung  dagegen stießen auf Ablehnung
durch die Opposition und wurden mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen verabschiedet. Die
Berichterstattung über die zweite Lesung wird in der nächsten Ausgabe von Landtag intern fort-
gesetzt.

Haushalt 2003
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Christof Rasche (FDP)
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Heinz Hardt (CDU)

Gerhard Wirth (SPD) 

Peter Eichenseher (GRÜNE)
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Pflege und Unterstützung von Menschen mit Be-
hinderungen richtig gesetzt.

Ministerin Birgit Fischer (SPD) machte darauf auf-
merksam, selbst in Zeiten strikter Haushaltskonso-
lidierung würden Menschen gezielt unterstützt
und gefördert, die der soli-
darischen Hilfe tatsächlich
bedürften; „gleichzeitig
wollen wir Infrastruktu-
ren und Netzwerke aber
so umgestalten, dass Ei-
geninitiative und Selbst-
hilfe noch besser zur Gel-
tung kommen“.

Migration

Thomas Kufen (CDU) stellte klar: „Alle hier im
Landtag wollen den Erfolg der Integration und
der Integrationsoffensive. Aber hier und jetzt
muss eingelöst werden, was wir in der Integra-
tionsoffensive vereinbart haben“. Aber damit sei
die Landesregierung völlig überfordert. Mangeln-
de Integration zeige sich in sozialer Benachteili-
gung und führe zu sozialen Spannungen. „Erfolg-
reiche Integration führ zu wirtschaftlichem und
kulturellem Reichtum“. Integrationspolitik be-
deute Anspruch und Anstrengung.

Britta Altenkamp (SPD) urteilte, den Schwer-
punkt Migrationspolitik werde es in NRW weiter
geben; er sei von Einsparungen „nicht über Ge-

Haushalt 2003
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Rüdiger Sagel (GRÜNE) sah in der Zusammenle-
gung von Wirtschaft und Arbeit in einem Ressort
eine Chance, zukünftig mehr Arbeitsplätze zu
schaffen. Im Technologiebereich gebe es trotz
Kürzung (um 3,7 Millionen Euro) noch genü-
gend Spielraum für eine innovationsorientierte
Technologiepolitik. Vor allem sollten die Bedin-
gungen für kleine und mittlere Unternehmen
durch Information und Bündelung weiter ver-
bessert werden.

Ralf Witzel  (FDP) warf der Landesregierung bei
der finanziellen Förderung der Weiterbildung
Wortbruch vor. Vor dem Hintergrund der früher
ausgeschlossenen Kürzung und des jetzigen
„Kahlschlags“ habe sich Rot-Grün „demaskiert“.
Witzel: „Vertrauensschutz ist für Sie ein Fremd-
wort“.

Minister Harald Schartau (SPD) warnte davor zu
träumen, mit Arbeitsmarktpolitik allen sei die
Arbeitslosigkeit zu beseitigen oder wenn die Kon-
junktur wieder anspringt, verschwinde die Ar-
beitslosigkeit. Man stehe vor einer entscheiden-
den Weichenstellung im anderen Umgang mit
Arbeitslosigkeit.

Soziales

Rudolf Henke (CDU) führte exemplarisch einige
Kürzungen im Sozialhaushalt an und erwähnte
die Ansätze seiner Fraktion, das zu verhindern
und damit Nordrhein-Westfalen auch künftig ein
soziales Land sei. Wer aber wie Rot-Grün ziel-
und planlos in allen Bereichen kürze und
damit die sozial Schwachen trifft, der lege
einen sozial nicht ausgewogenen Haus-
halt.

Horst Vöge (SPD) sagte zu, an der ge-
wachsenen sozialen Infrastruktur im
Lande werde nicht gerüttelt. Aber maß-
volle, ausgewogene Einsparungen seien
auch im Sozialetat unumgänglich: „Die
sozialen Strukturen bleiben gesichert,
und das soziale Gefüge in unserem
Land ist in der Waagschale geblieben“.

Dr. Ute Dreckmann (FDP) gab ihren Verdacht
zu Protokoll, die drastischen Einsparungen wür-
den von der Landesregierung jedes Jahr nur des-
halb vorgeschlagen, damit die rot-grünen Koali-
tionsfraktionen Gelegenheit für Anträge zu einer
moderaten Rücknahme der Kürzungen finden.
Angesichts der dramatischen finanziellen Lage
seien Kürzungen auch im sozialen Bereich not-
wendig, „aber sie dürfen nicht diejenigen treffen,
die sich selber nicht helfen können“.

Marianne Hürten (GRÜNE) führte als wichtige
Vorhaben das Gleichstellungsgesetz und die No-
vellierung des Landespflegegesetzes im kommen-
den Jahr an. Dies und die Korrekturen, die man
im Haushaltsentwurf vorgenommen habe, spie-
gelten Ziele der Grünen wider. Ihre Fraktion habe
Schwerpunkte und ihre Akzente im Bereich der

Effektivität, Zielgenauigkeit und Kreativität bei
der Integration noch mehr zu erreichen.

Ministerin Birgit Fischer (SPD) sekundierte, ob nun
das umstrittene Zuwanderungsgesetz zum 1. Ja-
nuar in Kraft treten kann oder nicht, die Landes-

regierung werde Zuwanderer so früh und umfas-
send wie möglich mit der deutschen Sprache und
mit der Staats- und Gesellschaftsordnung
Deutschlands vertraut machen. Es bestehe Einver-
nehmen, dass NRW ein Land bleiben soll, „in dem
Menschen unterschiedlicher Herkunft oder Reli-
gion, Hautfarbe oder ethnischer Zugehörigkeit
friedlich miteinander leben können“.

Schule

Bernhard Recker (CDU) folgerte: Keine einzige PI-
SA-Forderung sei von der Koalition eingefordert
und von der Landesregierung umgesetzt worden.
Stattdessen werde gekürzt, Stellen würden abge-
baut, Eltern an den Kosten beteiligt. Dagegen die
CDU mit ihren Anträgen: 8.600 zusätzliche Leh-
rerstellen für die nächsten Jahre, Wiedereinfüh-
rung einer Stellenreserve und zusätzlich 35 Milli-
onen Euro für den Ausbau der Ganztagsschulen.

Manfred Degen (SPD) hielt der CDU vor, er
könne nur erneut betonen, dass man im Lan-

de zwar einen Sparhaushalt fahren müsse,
der um insgesamt 0,9 Prozent zurückgehe.
Im Bildungshaushalt eine Steigerung von

2,74 Prozent mache die Priorität der Bildung
deutlich.

Ralf Witzel (FDP) diagnostizierte, auch ein
Jahr nach der PISA-Untersuchung hätten die

ernüchternden Befunde weiterhin Gültigkeit.
Seine Fraktion verfolge mit ihren Anträgen das

Ziel, Mittel aus den politischen Betätigungsfel-
dern der Vergangenheit abzuziehen und zugun-
sten eines modernen und leistungsfähigen Bil-
dungssystems einzusetzen.

Sylvia Löhrmann, GRÜNE-Fraktionsvorsitzende,
befand, der Vorrang für die Bildung habe die
Haushaltsberatungen für das kommende Jahr
maßgeblich bestimmt. Im kommenden Jahr be-
gännen alle dritten Klassen an allen Grundschu-
len mit dem Englischunterricht. Die offene Ganz-
tagsschule im Primarbereich werde besser
ausgestattet. Dadurch werde die Chancengleich-
heit erhöht.

Dr. Ute Dreckmann (FDP)Rudolf Henke (CDU) Horst Vöge (SPD) 

bühr betroffen“. Härten habe man zu verhindern
gewusst.

Dr. Ute Dreckmann (FDP) hielt nichts  davon, den
Volkshochschulen ihre Gelder für Sprachkurse für
Menschen mit Migrationshintergrund zu kürzen.
Die von Bund und Land vorgesehenen Mittel
müssten aufgestockt werden.

Sybille Haussmann (GRÜNE) sah im vorliegenden
Haushalt den richtigen Rahmen, durch gesteigerte
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Ministerin Ute Schäfer (SPD) machte der Opposi-
tion den Vorwurf, es gehe ihr in erster Linie nicht
um Verbesserungen, sondern um Polemik. Trotz
schwieriger finanzwirtschaftlicher Rahmenbedin-
gungen setze der Haushalt im Politikfeld Schule,
Jugend und Kinder eindeutig Prioritäten. „Bei sin-
kendem Gesamtetat steigen die Ausgaben für den
Schulbereich überproportional auf insgesamt 11,4
Milliarden Euro. Wir haben da Wort gehalten“.

Wissenschaft und Forschung

Manfred Kuhmichel (CDU) sagte, mit der Strei-
chung von sieben Millionen Euro aus dem Inno-
vationsfonds kürze die Landesregierung vertrag-
lich zugesagte Finanzmittel. Die
Ministerin solle einen „Hoch-
schulgipfel“ ein, zu dem sich alle
Beteiligten zusammenfinden, um
über Planungssicherheit, Deregu-
lierung und Wettbewerb, Investi-
tionen und Betreuung der Stu-
dierenden zu reden. Der Sprecher
regte eine PISA-ähnliche Unter-
suchung für den Hochschulbe-
reich an.

Dietrich Kessel (SPD) ging davon
aus, dass der Qualitätspakt Be-
stand habe. Das wüssten die
Hochschulen auch zu schätzen.
Der Beitrag zur Haushaltskonso-
lidierung müsse geleistet werden.
Dennoch wiesen die Ausgaben
des Wissenschaftshaushalts im
kommenden Jahre eine Steige-
rungsrate von 3,4 Prozent auf.

Professor Dr. Friedrich Wilke (FDP)
widersprach: „Dieser Haushalt
ist, gelinde gesagt, ein Desaster
für Wissenschaft und Forschung
in diesem Lande“. Obwohl man –
unbestritten – die dichteste
Hochschullandschaft habe, über
Spitzenforschung und Spitzen-
wissenschaftler verfüge, müsse
man in vielen Punkten noch bes-
ser werden: Zu wenig Studieren-
de, negative soziale Auslese, zu
lange Studienzeiten, hohe Abbrecherquote.

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE) bekannte: „Wir halten
auch in finanziell schwierigen Zeiten unser Wort
gegenüber den Hochschulen“; das mache eine gu-
te und handlungsfähige Regierungskoalition aus.

Ministerin Hannelore Kraft (SPD) sage, die Landes-
regierung stehe zum Qualitätspakt. Das werde
schon dadurch deutlich, dass sie vor kurzem 
gemeinsam mit den Hochschulen eine ergänzen-
de Erklärung unterzeichnet habe. Darüber hinaus
würden von 2003 an auch die Fachbereiche 
Medizin in den Geltungsbereich des Paktes ein-
bezogen: Was PISA für Hochschulen angeht: „Da
sind wir dran“.

Frauen und Familie

Regina van Dinther (CDU) sah im Bereich des
Frauenhaushaltes eine globale Minderausgabe
von 28 Millionen Euro, die umzusetzen sei. Sie
klagte über das veränderte politische Klima: Frü-
her seien wichtige vorhaben breit und in einem
offenen Prozess diskutiert worden, „heute gibt es
Erlasse nach dem Motto: Vogel friss oder stirb!“

Renate Drewke (SPD) benannte die Eckpfeiler so-
zialdemokratischer Frauenpolitik, die für das
nächste Jahr gesichert werden: Bekämpfung von
Gewalt gegen Frauen und Mädchen, Förderung

der Erwerbstätigkeit und berufliche
Chancengleichheit sowie gerechte
Teilhabe in allen Lebensbereichen.

Brigitte Capune-Kitka (FDP) sprach
sich für eine Trennung von Frauen-
politik auf der einen und Familien-
politik und Kinderbetreuung auf
der anderen Seite aus. Familienpo-
litik sei eine Aufgabe von Männern
und Frauen. Die Familien seien nun
die Verlierer der Entscheidungen
der Bundes- und der Landesregie-
rung bei ihren Versuchen der Haus-
haltskonsolidierung.

Marianne Hürten (GRÜNE) hob die
breite Solidarisierung und  Unter-
stützung  während der Beratungen
des Frauenausschusses hervor. Eine
Rolle habe bei den Projekten und
Angeboten die Frage gespielt, was
davon Landesaufgabe und was
kommunale Aufgabe ist.

Ministerin Birgit Fischer (SPD) ver-
wies darauf, dass Forderungen in
Bezug auf Frauenförderung,
Gleichstellung und Gender-Main-
streamaing sich nicht allein an
Bund und Land richteten, „sondern
ebenso an die Kommunen“. Eine
kommunale Beteiligung an der
frauenpolitischen Infrastruktur im
Land finde seit Jahren aber nur un-

zureichend statt, klagte die Ministerin.

Jugend

Thomas Mahlberg (CDU) lobte die einstimmige
Erhöhung den Mittel für kommunale Erziehungs-
beratungsstellen um fünf Millionen Euro durch
den Ausschuss. Verheerend sei die Kürzung dage-
gen für Jugendwohnen. Leider seien von der CDU
beantragte zusätzliche Investitionsmittel für Kin-
dergärten abgelehnt worden.

Bernd Flessenkemper (SPD) wertete die Steige-
rung des Einzelplans um 20 Millionen Euro und
die Rücknahme der Kürzung bei Familienerho-

lung um drei Millionen Euro positiv. Die Grund-
förderung nach dem Landesjugendplan werde
fortgeführt.

Christian Lindner (FDP) wies darauf hin, dass 88
Prozent der Ausgaben des Ressorts auf Gesetzen
beruhten. Für die Förderung nur noch von Ein-
richtungen mit einer Ausländerquote von 50 Pro-
zent reichten die Mittel nicht aus. Ankündigun-
gen, gebrochenen Zusagen und falschen
Prioritäten könne die FDP nicht zustimmen.

Ute Koczy (GRÜNE) erklärte, auch in dem gekürz-
ten Haushalt ziehe die Koalition klare Kante für
Bildung und Betreuung. Für Sprachförderung
seien die Mittel auf 5,7 erhöht und für Schüler-
treffs 2,5 Millionen Euro mehr veranschlagt wor-
den.

Ute Schäfer (SPD), Ministerin für Schule, Jugend
und Kinder, bekannte sich zu NRW als kinder-
und jugendfreundlichem Land. Zentrales Instru-
ment sei der Landesjugendplan mit 93 Millio-
nen Euro. Jugendhilfe sei eine kommunale
Aufgabe. Die offene Ganztagsgrund-
schule mit Multiprofessionalität sei
eines ihrer wichtigsten Vorhaben.

Gesundheit

Rudolf Henke (CDU) bedauerte besonders die
Kürzung bei ambulanter Hospizarbeit und kriti-
sierte einen Verschiebebahnhof auf die Kranken-
kassen durch die Berliner Politik, der auch die
NRW-Ministerin nichts entgegensetze. Henke
zählte milliardenschwere Folgekosten durch Süch-
tige auf und kritisierte Kürzungen bei der Sucht-
bekämpfung.

Michael Scheffler (SPD) begrüßte die Überein-
stimmung der Fraktionen bei Sterbehilfe und wies
auf heute 240 ambulante und 35 stationäre Ho-
spize in NRW hin. Das eigentliche Problem im
Gesundheitswesen liege bei Milliardenausgaben
für schlechte oder sogar unnötige Leistungen.

Dr. Jana Pavlik (FDP) stellte dagegen undifferen-
ziertes Zurückfahren im Haushalt und simples
Verteilen fest und hielt die Hilfen für Senioren
und für Krankenhäuser für erheblich zu niedrig.
Abgelehnt habe die Mehrheit auch mehr Mittel
für Körperbehinderte. Ambulante Pflege werde
ausgetrocknet.

Marianne Hürten (GRÜNE) sprach nachlassende
Hilfeleistung für Aidskranke bei 10000 Infizierten
und jährlich 500 neuen Fällen in NRW an und
lobte die Anhebung der Zuschüsse an freie Träger.
Auch die Suchtbekämpfung und die Betreuung
drogenkranker Strafgefangener würden fortge-
setzt.

Gesundheitsministerin Birgit Fischer (SPD) lobte die
Zusammenarbeit im NRW-Gesundheitswesen
und erwähnte die Konzertierte Aktion Brustkrebs.
Gesundheitliche Selbsthilfe spiele eine wachsende

Regina van Dinther (CDU)

Renate Drewke (SPD)

Brigitte Capune-Kitka (FDP)
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Rolle. Professionelle und ehrenamtliche Tätigkeit
müssten weiter verzahnt werden.

Ministerpräsident und Staatskanzlei

Werner Jostmeier (CDU) verlangte Einsparungen
bei der Projekt Ruhr GmbH und beim Verbund
Wissenschaftszentrum NRW. Das Geld fehle in
den Hochschulen. Auch ein Luxusfestival wie die
Ruhr-Triennale könne sich das Land nicht leisten.
Die Baukosten für die Berliner NRW-Vertretung
seien um 20 Prozent höher als geplant. Die CDU
lehne sowohl den Höhn-Tower als auch den Ve-
sper-Kasten ab.

Dorothee Danner
(SPD) stellte die Anhebung der
Mittel für christlich-jüdische Zu-
sammenarbeit  und eine deutliche Erhöhung im
Kirchenkapitel, auch für den Bau von Synagogen,
heraus.

Marianne Thomann-Stahl (FDP) bezweifelte die
Funktion der Staatskanzlei als Zentrum der Lan-
despolitik und sah eine Ansammlung von Neben-
sächlichkeiten. Über eine flexible Steuerungs-
einheit sei nachzudenken, etwa für Bund/
Länder-Finanzen, Fußballweltmeisterschaft, Me-
trorapid.

Sylvia Löhrmann (GRÜNE) hielt die Organisations-
veränderungen mit Ausgliederung von Aufgaben
für richtig und verteidigte Pläne zur Unterbrin-
gung der Landesregierung unter wirtschaftlichen
Aspekten.

Minister Wolfram Kuschke (SPD) berichtete von Be-
wegung zur von der FDP angesprochenen strate-
gischen Ausrichtung. Die Projekt Ruhr GmbH sei
richtig bei der Staatskanzlei angesiedelt. Die Berli-
ner Vertretung sei auch für den Landtag wichtig.

Landesplanung   

Heinz Sahnen (CDU) bedauerte das Hin- und
Herschieben und Stillstand bei Landesplanung,
für die nun der Verkehrsminister zuständig sei.
Die CDU hoffe auf Zusammenarbeit mit Regio-
nalräten und Landtagsgremien, auch um unnöti-
ge Auseinandersetzungen zu vermeiden. Regio-

nalpolitisch seien Gebietsentwicklungspläne
wichtig. Flächenverbrauch sei zentrales Thema.

Dr. Bernhard Kasperek (SPD) fügte als Aufgaben
Wanderungsbewegungen, Stadt-Land, schrump-
fende Bevölkerung, unterschiedliches Wohnver-
halten, Nachfrage nach Neubauten und Mobilität
sowie als Spezialthema das Ruhrgebiet hinzu.
Beim Flächenverbrauch müssten intelligente Lö-
sungen gefunden werden.

Holger Ellerbrock (FDP) stellte Management by
Chaos fest und forderte, wer Landesplanung wol-

le, müsse auch handeln.
Die Übertragung auf

das Verkehrsministe-
rium sei eine Fehlent-

scheidung von Minister-
präsident Steinbrück.

Beim Metrorapid hätte oh-
ne Regionalräte verfahren

werden können. Die FDP
wolle klare Aufgabenteilung

zwischen Region, Land und
Kommunen.

Johannes Remmel (GRÜNE) erwähnte
Vorgaben der Raumordnung des Bun-

des und Nachhaltigkeit, die in Landespla-
nung einzuführen sei. Fraglich sei, ob heute

langfristige Planungen überhaupt noch mög-
lich seien.

Minister Dr. Axel Horstmann (SPD) versprach, sich
wie seine Vorgänger um die eigenständige Aufga-
be zu bemühen und das Landesplanungsrecht zu
reformieren. Zwischen Regionalräten, Landesre-
gierung und Landrat solle es ein produktives Ver-
hältnis geben.

Europaangelegenheiten

Dr. Stefan Berger (CDU) kritisierte die unklare
Aufgabenübertragung auf einen Minister und ei-
ne Staatssekretärin. In Brüssel sei NRW nicht gut
aufgestellt. Konzeptionslos seien Zuschüsse für
Auslandsbeziehungen verteilt.

Gabriele Sikora (SPD) hielt die Kürzungen für
vertretbar, zumal EU-Mittel für vier Euregios hin-

zukämen. In anderen Etats seien 586 Millionen
Euro, davon 230 vom Land kofinanziert, für euro-
papolitische Zwecke enthalten.

Dietmar Brockes (FDP) erwartete regelmäßige
persönliche Vertretung in Brüssel durch den Mi-
nisterpräsidenten. Die Umwandlung der Vertre-
tung in eine NRW-Agentur solle endlich beschlos-
sen werden.

Ute Koczy (  GRÜNE) sah angesichts ausgebliebe-
ner Änderungsanträge keinen Anlass zu inhalt-
lichen Diskussionen über den Europa-Bereich.

Minister Wolfram Kuschke (SPD) berichtete vom
Vorsitz der Europaminister-Konferenz und von
seinem Arbeitsprogramm, vom Ziel NRW-Haus
in Brüssel und vom Ehrgeiz einer Landesvertre-
tung in Moskau. Kuschke kündigte ein Leitbild
für die internationale Arbeit an.

Medien

Dr. Michael Brinkmeier (CDU) sagte, der frühere
Ministerpräsident habe viele Leuchtturmprojekte
angestoßen. Bei der Umsetzung habe er dilettiert,
etwa bei Kabel NRW, später Ish und bei der Me-
dien GmbH. Ausbaden müssten das Verbraucher
und Arbeitnehmer.

Marc Jan Eumann (SPD) sah im Haushalt die
Fortsetzung vernünftiger Medienpolitik. Kreative
Leute würden gebraucht, die kulturelle und kom-
merzielle Interessen anstießen.

Dr. Stefan Grüll (FDP) vermisste Klarheit über die
NRW Medien GmbH, auch im Interesse der Mit-
arbeiter. Was  wie Kürzung bei der Filmstiftung
aussehe, sei kein gutes Signal für den Medienstand-
ort NRW.

Oliver Keymis (GRÜNE) hielt 30 Millionen Euro
im Medienhaushalt für eine ganze Menge. Die
Medienpolitik sei gut und für den Standort wich-
tig.

Minister Wolfram Kuschke (SPD) bezifferte den
Umsatz im Medienbereich im Jahr 2001 auf 107
Milliarden Euro. Die Zahl der Arbeitsplätze sei
weiter gestiegen.

Per Handschlag hat Landtagsvi-
zepräsident Dr. Helmut Linssen (r.)
den neuen Landtagsabgeordneten
Gerd Schulte aus Gelsenkirchen (l.)
verpflichtet. Der Angehörige der
CDU-Fraktion ist für den in den
Bundestag gewählten Hürther CDU-
Abgeordneten Willi Zylajew in den
Landtag NRW nachgerückt.

Foto: Schälte

Birgit Fischer (SPD)

Hannelore Kraft (SPD)
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Von Dietrich Kessel (SPD) Von Manfred Kuhmichel (CDU)

B
ei der Zusammenlegung der Universitäten-Gesamthochschulen Duis-
burg und Essen zu einer Universität geht es, wie in der Gesetzesbe-
gründung treffend formuliert, darum, „die an den Ruhrgebietshoch-

schulen vorhandenen Potenziale und Entwicklungsmöglichkeiten durch
bessere Bündelung der Kräfte sowie stärkere Ausbildung der standortspezifi-
schen Leistungsprofile an höchstem internationalen Niveau ausgerichtet
neu zu strukturieren“. Sie ist notwendig, weil beide Hochschulen alleine den
bestehenden und neuen Herausforderungen strukturell nicht mehr gewach-
sen sind. Diese Feststellung geht auf entsprechende Empfehlungen des Ex-
pertenrates zurück, beide Hochschulen zu fusionieren. Wir greifen damit
zugleich Initiativen beider Hochschulrektorate auf.

Mit der Fusion gehen wir nicht den vielleicht zunächst nahe liegenden
Weg, einen Standort dem anderen zuzuordnen, weil es unser Ziel ist, eine
starke Hochschule für das westliche Ruhrgebiet mit attraktiven Lehr- und
Forschungsschwerpunkten sowohl in Essen als auch in Duisburg zu schaffen.

Den Kritikern ist entgegenzuhalten, dass sie
bis heute keine realistische Alternative aufzu-
zeigen vermochten. Welche Chancen der im
Raume stehende Vorschlag einer lockeren Ko-
operation aller Ruhrgebietshochschulen hat, da-
von legt die Qualität der Zusammenarbeit zwi-
schen den Rektoraten von Duisburg und Essen
derzeit ein beredtes Zeugnis ab.

Alle Beteiligten sind aufge-
rufen, die sich aus der neuen
Struktur ergebenden Chancen zu
nutzen. Diese Einsicht setzt sich
in den Fachbereichen beider
Hochschulen mehr und mehr
durch.

A
bsprachen, Kooperationen und im Extremfall auch Fu-
sionen zwischen Hochschulen können sinnvoll sein, wenn
sie von allen Beteiligten mitgetragen werden. Eine von der

Landesregierung verordnete und gegen den Willen der Beteiligten an-
gelegte Zwangsfusion kann das nicht. Dies gilt besonders für die aufoktroy-
ierte Zusammenlegung der Hochschulen Duisburg und Essen.

Für die neue Wissenschaftsministerin Hannelore Kraft ist der Fusions-
beschluss ein Amtsstart mit einer Fehlentscheidung. Statt den Hochschulen
die Chance zu mehr Autonomie zu geben und so Synergien zu ermöglichen,
setzt sie den falschen Kurs ihrer Vorgängerin fort.

Eine Anhörung mit ausgewiesenen Experten hatte eindeutig ergeben, dass
diese Art der Zwangsfusion beide Standorte lähmen und keine Perspektive
bieten wird. Selbst der Vorsitzende des Expertenrates, der die Fusion initiiert
hatte, erklärte inzwischen, dass sie so nicht funktioniert. Größe allein ist keine
Garantie für mehr Effizienz. Da ist es fast nur noch eine Petitesse, dass der
Gründungsrektor von der Landesregierung präsentiert wird, ehe überhaupt
das Landesparlament über die Fusion endgültig befunden hat. Wer aber
Hochschulautonomie ernst nimmt, muss auch einer autonomen, demokrati-

schen Wahl der Hochschulleitung zustimmen: Ein von
außen aufgezwungener Rektor wird gegen den Wider-
stand beider Hochschulen wenig ausrichten können.

Die Zwangsfusion ist ein massiver Eingriff der Lan-
desregierung in die sowieso zu schwache Hochschulau-
tonomie. Der Vorgang trifft nicht nur Duisburg und Es-
sen – er wirft ein bezeichnendes Licht auf die
unveränderte Geisteshaltung von Rot-Grün, im Zweifel
auf Zwangsregulierungen zu setzen.

G
rundsätzlich sind Kooperationen bis hin zu Fusionen in der Hoch-
schullandschaft des Ruhrgebietes sinnvoll. Die CDU im Ruhrgebiet
hatte sich bereits 1994 für solche Strukturveränderungen ausgespro-

chen. Die Universitäten Essen und Duisburg haben seit dem Jahr 2000 Kon-
zepte erarbeitet. Mit ihrem Gesetzentwurf hat die Landesregierung nun ihre
ursprüngliche Linie verlassen. Aus der Moderation eines Fusionsprozesses
ist das Diktat einer Zwangsvereinigung geworden. Vertrauen wurde zerstört.
Finanzielle Zusagen zur Übernahme der Fusionskosten wurden gebrochen.
Die Hochschulautonomie wurde verletzt.

Dass die beiden Hochschulen durch die Änderungen von Rot-Grün am
Gesetzentwurf zu reinen Befehlsempfängern wurden, zeigt sich auch daran,
dass sie einen Rektor aufgezwungen bekommen haben. Der Erlass, kurzfristig
Namensvorschläge für einen neuen Rektor zu machen, war eine Farce. Zur
Person des neuen Rektors wurden die Hochschulen nicht einmal angehört.

Die Zwangsvereinigung der beiden Universitäten findet gegen die ein-
hellige Meinung von Experten statt. Dabei spricht es für die unsägliche Ar-
roganz von Rot-Grün, dass berechtigte Einwände und juristische Bedenken
nicht ernst genommen werden. An der Verfassungsmäßigkeit des Fusionsge-
setzes müssen Zweifel angemeldet werden. Zurzeit wird weder ein öffent-
licher Nutzen sichtbar, noch ist das Recht der Hochschulen auf Selbstver-

waltung gewahrt.
Der angerichtete Schaden ist kaum wieder gut zu machen.

Ein solches Negativbeispiel wird die anderen Universitäten
im Ruhrgebiet kaum zu ähnlichen
Schritten motivieren. Eine Fusion
der beiden Universitäten zum
gegenwärtigen Zeitpunkt und unter
den staatlich gesetzten Zwangsbe-
dingungen ist daher alles andere als
sinnvoll und politisch verfehlt.

Z
wei Aspekte sind bei einer Anhörung im Landtag zur ge-
planten Auflösung der Universitäten-Gesamthochschulen in
Duisburg und Essen und zur Neugründung einer gemeinsa-

men Universität Duisburg-Essen nochmals sehr deutlich geworden. Einer
davon hat jedoch in der Öffentlichkeit deutlich mehr Aufmerksamkeit er-
fahren.

Aus lokalpolitischer Perspektive wird das gewählte Verfahren der Neu-
gründung von den beiden bestehenden Hochschulen kritisch gesehen und
der vorliegende Gesetzentwurf aus diesem Grund abgelehnt. Und das, ob-
wohl nach einem intensiven Diskussionsprozess letztlich nur noch die Frage
strittig geblieben ist, an welchem der beiden Standorte künftig der Studien-
gang Physik verankert sein soll.

Die zweite, und eigentlich viel wichtigere Botschaft aus der Anhörung
wird jedoch kaum wahrgenommen: Aus landespolitischer Perspektive gibt
es zu der angestrebten Neugründung keine zukunftsfähige Alternative. Beide
Hochschulen, das wissen spätestens seit dem Bericht des Expertenrates alle
hochschulpolitisch Interessierten im Lande, sind auf Dauer in der jetzigen
Form nicht überlebensfähig. Notwendig ist vielmehr an beiden Standorten
eine Schärfung der Profile, die natürlich auch mit der
Einstellung der als nicht konkurrenzfähig eingestuften
Angebote einhergehen muss. Und wenn dann die ver-
bleibenden Profile sich wie in diesem Fall so inhaltlich
ergänzen, dass zahlreiche Synergien auftreten, was liegt
dann – unter landes – und hochschulpolitischen Ge-
sichtspunkten – näher, als beide in einer neuen schlag-
kräftigen Hochschule zu vereinigen?

Von Prof. Dr. Friedrich Wilke (FDP) Von Dr. Ruth Seidl (GRÜNE)

http://www.landtag.nrw.de/WWW/index2.htm?seite=4
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B
ereits im Juni 2000 reagierte die damalige
Landesregierung auf die sich häufenden
Vorfälle, bei denen Personen, insbesondere

Kinder und ältere Menschen von Hunden ange-
griffen und schwer verletzt oder gar getötet wur-
den, mit dem Erlass der Landeshundeverordnung
(LHV NRW; GV. NRW. S. 518b). Die damals in
allen Bundesländern erlassenen Gesetze und Ver-
ordnungen zum Schutz der Bevölkerung vor ge-
fährlichen Hunden, veranlasste die Ständige Kon-
ferenz der Innenminister und -senatoren (IMK)
im November 2001 dazu, eine Harmonisierung
der unterschiedlichen Länderregelungen zu for-
dern. Als Grundlage für eine solche Vereinheitli-
chung, erarbeitete die IMK ein Eckpunktepapier.

Knapp zwei Jahre nach dem Erlass der LHV
NRW, legten die Koalitionsfraktionen im März
2002 den Gesetzentwurf zur Schaffung eines Lan-
deshundegesetzes vor, der vom Plenum in seiner
Sitzung am 22. März zur federführenden Bera-
tung an den Ausschuss für Ernährung, Landwirt-
schaft, Forsten und Naturschutz überwiesen wur-
de. Ziel des Gesetzentwurfes sei es, mit Hilfe der
Neuregelung durch ein formelles Gesetz die Er-
höhung der Rechtssicherheit, die Erreichung grö-
ßerer demokratischer Legitimation sowie die
Aufnahme einer Strafvorschrift und Ermögli-
chung höherer Bußgeldrahmen zu verwirklichen.

Schutzniveau

Inhaltlich knüpft das LHundG NRW an den
Vollzug der LHV NRW an, ohne das durch die
LHV NRW geschaffene und, nach Meinung der
Regierungskoalitionen, erforderliche Schutznive-
au abzusenken. Die hier enthaltenen Regelungs-
ansätze hätten in Nordrhein-Westfalen zu einem
Rückgang der schwerwiegenden Beißvorfälle und
bei den Hundehaltern zu einem verantwortungs-
volleren Umgang mit ihren Hunden geführt. Än-
derungen wurden hinsichtlich des Umfangs der
sogenannten Rasseliste für erlaubnispflichtige
Hunderassen, zur Reduzierung und Vereinfa-
chung des Vollzugs durch die Kommunen und
unter Berücksichtigung aktueller obergericht-
licher Rechtsprechung zu Regelungen anderer
Länder vorgenommen. Darüber hinaus einigten
sich die Koalitionsfraktionen darauf, dass die Lan-
desregierung unter Mitwirkung der kommunalen

Spitzenverbände die Auswirkungen des Gesetzes
nach einem Erfahrungszeitraum von fünf Jahren
überprüft und einen Erfahrungsbericht vorlegt.

Die „massive Kritik“ der Experten, die im
April im Rahmen einer öffentlichen Anhörung
im federführenden Ausschuss zu diesem Thema
gehört worden waren, nahm die CDU-Fraktion
zum Anlass, im November einen eigenen Gesetz-
entwurf zum LHundG (Drs. 13/3246) einzubrin-
gen. Die bereits in der LHV NRW enthaltenen
„weltweit umfangreichsten Rasselisten“ hätten
„personell wie finanziell überforderte Kommu-
nen, überfüllte Tierheime und eine Spaltung der
Bevölkerung in Hundehalter und Nicht-Hunde-
halter“ zur Folge gehabt, was ein fachlich völlig
verfehltes Vorgehen der Landesregierung doku-
mentiere. Auch dem Gesetzentwurf hätten die
Experten ein katastrophales Zeugnis ausgestellt.
Anstatt jedoch die Expertenmeinungen bei einer
Überarbeitung des Gesetzentwurfs zu berück-
sichtigen, hätten die Koalitionsfraktionen diese
schlichtweg ignoriert.

Im Gegensatz zu Rot-Grün verzichtet die
CDU-Fraktion in ihrem eigenen Gesetzentwurf
unter anderem auf eine Sonderregelung für „gro-
ße Hunde“ (20/40er-Regelung), unabhängig von
Rasse und Gefährlichkeit, auf die Einzelfallbe-
stimmung für „gefährliche Hun-
de“ sowie auf die im rot-
grünen Gesetzentwurf
enthaltene Strafvor-
schrift für Perso-
nen, die Hunde ge-
gen Menschen
oder Tiere als
Waffe einsetzen
oder Hunde mit
dem Ziel einer
gesteigerten Ag-
gressivität aus-
bilden. In Über-
einstimmung mit
dem Bundesge-
setzgeber wür-
den nur vier
Hunderassen
als pauschal
gefährlich
eingestuft.
Darüber hin-

Bissige Verhandlungen: Hundegesetz
geht in die dritte Lesung
In der Sitzung am 13. November wurde der Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zum Landes-
hundegesetz (LHundG NRW; Drs. 13/2387) in zweiter Lesung mit den Stimmen von SPD und 
GRÜNEN bei Gegenstimmen der CDU und FDP angenommen. Auf Antrag der CDU-Fraktion geht
das Gesetz in die dritte Lesung und wird am 18. Dezember abschließend verhandelt.

aus müssten die Halter laut CDU-Gesetzentwurf
für ihre Tiere generell eine Haftpflichtversiche-
rung abschließen.

Kritik

Dr. Georg Scholz (SPD) appellierte an die Opposi-
tion, über ihren Schatten zu springen und endlich
einen Schlussstrich unter die zweieinhalb Jahre an-
dauernden Verhandlungen zu ziehen. Die CDU-
Fraktion habe sich mit ihrem „kurz vor Tores-
schluss“ eingebrachten Gesetzentwurf „verrannt“.

Clemens Pick (CDU) warf den Koalitionsfraktio-
nen vor, den einst mit der LHV NRW begangenen
„Unfug“ durch ihren Gesetzentwurf nicht korri-
giert zu haben. In zehn Monaten zwischen 1. und
2. Lesung wäre von Rot-Grün nichts zu hören ge-
wesen und jetzt solle das Gesetz mit Gewalt
durchgebracht werden.

Dr. Ute Dreckmann (FDP) kritisierte den rot-grü-
nen Gesetzentwurf aufs Schärfste: „Ich kenne
wirklich kein Gesetz, dass wissenschaftliche Er-
kenntnisse und Bürgerrechte derart mit Füßen
tritt.“ Statt Sicherheit würde Verwirrung geschaf-
fen. Hingegen stelle der Gesetzentwurf der CDU
zumindest eine verhandlungsfähige Diskussions-
grundlage dar.

Reiner Priggen (GRÜNE) betonte nochmals, dass
das Gesetzesverfahren an dieser Stelle zum Ab-
schluss gebracht werden müsste. Entgegen den
Vorwürfen der Opposition hätte Rot-Grün mit
ihrem Entwurf den Ergebnissen der Expertenan-
hörung Rechnung getragen. Es sei daher an der
Zeit, Klarheit zu schaffen.

Umweltministerin Bärbel Höhn verwies auf zwei
aktuelle Fälle, bei denen wiederum zwei Personen
durch Hundeangriffe getötet worden sind. Dies
mache einmal mehr deutlich, dass nun dringend

Rechtsklarheit geschaffen wer-
den müsse. ax
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gelebt haben. So ist  der frühere Bundespräsident
Heinrich Lübke aus dem benachbarten Enkhau-
sen zu erkennen. Man sieht: Den Krippenkünst-
lern heute fällt immer noch etwas Neues ein. Die
Krippe lebt. Das war in den vergangenen 300 Jah-
ren nicht immer so.

Zeitsprung: Ende des 16. Jahrhunderts, die
katholische Gegenreformation läuft, es geht da-
rum, die Erfolge der lutherischen Lehre einzu-
dämmen, die Seelen der Menschen zu gewin-
nen oder zurück zu gewinnen. Was taugt dazu
besser, als eine zu Herzen gehende, für alle ver-
ständliche Überlieferung?  Für jeden Christen
gegenwärtig und greifbar, egal ob reich oder arm,
gebildet oder Analphabet. Damals entstanden
die ersten Krippen, die die Weihnachtsgeschichte
in frei beweglichen Figuren darstellten: Ein Stall,
eine Futterkrippe mit einem Säugling darin,
Mutter und Vater daneben, etwas weiter drei
kostbar gewandete Gestalten, im Hintergrund
staunende Hirten und Ochs und Esel, die das
Ganze beäugen. Mehr Personal brauchten die Je-
suiten nicht für eine Erfolgsgeschichte, die bis
heute andauert.

Diese Ge-
schichte  aber hat ihre Brüche.
Ostendorf : „Krippen wurden ver-
boten und sogar zerstört. Viele
Krippen gingen  verloren“. Es war
die Zeit der Aufklärung, als auch
die katholische Kirche fand, dass
in ihren Reihen für den kindlichen
Volksglauben kein Platz mehr ist.
Die Menschen  ließ, man mag das bedauern oder
nicht, so viel Rationalismus kalt. Sie machten
Weihnachten zum Fest der Familie und integrier-
ten die Krippe in ihr privates Leben. Die bürgerli-
che Familie bemächtigte sich der Sache und hält
bis heute daran fest. Heutzutage ist die Weih-
nacht „das Fest der Familie“.

Der studierte Volkskundler
Ostendorf wäre kein Wissen-
schaftler, wenn er das Gan-
ze nicht analytisch und

I
m westfälischen Telgte, ein paar Kilometer
östlich von Münster, gleich neben der ba-
rocken Wallfahrtskapelle, ist das ganze Jahr

Weihnachten. Hier gibt es seit 1934 ein Museum,
das Krippen sammelt und ausstellt. Vor acht Jah-
ren zog das Krippenmuseum in einen modernen
Sandsteinbau. Mit reichem Fundus, viel, aber
dennoch zu knapper Ausstellungsfläche, um
ständig alles zu zeigen, und einem wissenschaft-
lichen Dienst, der die Geschichte der Krippe kul-
turgeschichtlich erforscht. Leiter des Museums ist
Dr. Thomas Ostendorf (51). Er gebietet über 500
bildliche Darstellungen des weihnachtlichen
Krippengeschehens und organisiert die jährliche
Krippenausstellung.

In diesen Wochen die 62., die Menschen aus
Nah und Fern in das beschauliche Städtchen an
der Ems  lockt. Die Ausstellung ist elf Wochen
lang sechs Tage die Woche geöffnet, pro Tag kom-
men manchmal 500 Menschen ins Museum Hei-
mathaus. Bis zu 50.000 zahlende Besucherinnen
und Besucher zählt die Statistik. Darunter viele
Ältere, die sich an ihre Kindheit erinnern möch-
ten, aber auch erstaunlich viele Familien – und
Medienvertreter: „Sie sind heute die dritten“, er-
öffnet er den aus Düsseldorf Angereisten. An
diesem Nachmittag muss Ostendorf weiter
ins sauerländische Sundern. Hier ist  eine
Krippe aufzubauen, deren Figuren – das
war die Idee des dortigen Pfarrers – ein
Künstler die Gesichtszüge bekannter
Bürgerinnen und Bürger verliehen hat,
die in dieser Gegend leben oder

Und immer unterm Weihnachtsbaum: Die Krippe
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Weihnachten in Deutschland. Der Braten duftet in der Röhre, die Familie hat sich versammelt, die
Kinder warten ungeduldig auf die Bescherung. Der Weihnachtsbaum funkelt im Festschmuck, die Ge-
schenke sind aufgebaut, Weihnachtslieder erklingen. Und irgendwo unterm Baum steht die Familien-
krippe, vor Tagen hervorgeholt und liebevoll aufgebaut. Das Christkind kann kommen. Es ist Heilig-
abend, der 24. Dezember.

Vom religiösem Feiertag zum Fest der Familie

Ein
Pfarrer aus Dat-

teln, Georg Mixa, schnitzt
mit heimischer Steinkohle: 27
Figuren des „Geheimnisses

von Bethlehem“ für seine
Darstellung der Weih-

nachtsgeschichte hat
er schon zusam-
men.

Aus Eichenholz ist die Figur der
früheren israelischen Ministerprä-
sidentin Gold Meir (links am
Rand), die in der „Friedenskrippe“
von Albert Nadolle dem damaligen
ägyptischen Staatspräsidenten Sa-
dat (verdeckt durch einen bekehr-
ten und betenden Rotarmisten) die
Hand zur Versöhnung reicht.



fahrten, das Fasten, die Verehrung von Heiligen –
das seien alles Glaubensmanifestationen, die die
großen Weltreligionen miteinander teilten.

International und interkulturell ist man
ohnehin schon. Es gibt einen internationalen Ver-
band der Krippenfreunde. Er hat seinen Sitz in
Rom und  umfasst West- und Osteuropa, Amerika
und das ferne Australien. Der nächste Kongress
der Krippenfreunde findet im Jahr 2004 in Tsche-

chien statt. Die Krippenbegeisterung ist so
stark, dass sie mühelos landsmann-

schaftliche Grenzen überspringt: Seit
1925 gibt es die Landesgemeinschaft

der Krippenfreunde in Rheinland und
Westfalen  e.V. Ihr Sitz ist Köln, die Geschäfts-

stelle in Telgte.
Die Weihnachtskrippe ist zwar eine Erfin-

dung der Jesuiten, aber sie hat den katholischen
Raum  hinter sich gelassen. Unterdessen scheinen
auch die evangelischen Glaubensbrüder und
–schwestern ihren Frieden mit der Krippe ge-
macht zu haben. In ihren Gemeinden sei ein
wachsendes Interesse an Krippendarstellungen zu
registrieren, meint Ostendorf. Derzeit können die
Hannoveraner in ihrer (protestantischen) Markt-
kirche eine Krippenausstellung bewundern, die
aus den Beständen des Telgter Krippenmuseums
bestückt ist.

Wer den Leiter des Krippenmuseums nach
dem kostbarsten Stück seiner Sammlung fragt,
der erntet Nachdenken. Dann schließt sich der
Kreis. Es sei eine Krippe aus dem frühen 19. Jahr-
hundert, aus empfindlichem Wachs, die Figuren
mit prächtigem Stoff bekleidet. Ostendorf:
„Wir haben sie auf einem Dachboden gefunden.
Sie stammt aus der früheren Jesuitenkirche in
Münster“. J.K.

Forum
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oder Wachs, aber auch Pappmaché, Schaumstoff,
Draht, Glas und Steinkohle. Eine Krippe kann

auch „modern“ und abstrakt
sein und ihre Figuren aus
dem Holz von Besenstielen
oder aus den Einzelteilen ei-
nes Bestecks formen. Kinder
im Kindergartenalter greifen
auch schon mal ohne fal-
schen Vorbehalt zur leeren
Klopapierrolle, um Gestal-
ten zu modellieren, und in
einer Darstellung reicht die
frühere israelische Minister-
präsidentin Golda Meir dem
ägyptischen Präsidenten Sa-
dat die Hand zur Versöh-
nung. Lebensgroß und bunt
eine Krippe, die aus Pappe
zusammengesteckt ist – öko-
logisch einwandfrei; fast ist
man versucht, auf der Rück-
seite den „Grünen Punkt“ zu

suchen.
Die Stadt Telgte,

der Kreis Warendorf
und das Bistum

Münster

tragen finanziell das Krippenmuseum. Die Zeiten,
in denen die Krippe auch Instrument der Glau-
bensverbreitung war, sind vorbei, selbst wenn der
Münsteraner Bischof Gelder zuschießt. Die gut
eingeführte Institution „Krippenmuseum“ ver-
steht sich inzwischen immer mehr als Museum
religiöser Kultur, das die Barriere des christlichen
Glaubens überwindet. Thomas Ostendorf: Wall-

nüchtern sähe. Früher, sagt er,
hätten die Weihnachtsbotschaft

und ihr Symbol, die
Krippe, die Familien zu-
sammengeführt. Der
Vater oder die
Großmutter im
Ohrensessel lasen
aus der Bibel die Weihn-
achtsgeschichte vor. Seit dem
zweiten Weltkrieg, hat Osten-
dorf festgestellt, ist die religiöse
Botschaft  immer mehr in den

Hintergrund getreten. Die Fa-
milien versammelten sich

zwar weiter unter der
Krippe, aber jetzt,

um das Erlebnis des
gemeinsamen Konsums

zu zelebrieren.
Seltsam, dass sich diese Ent-

wicklung kaum in den Darstel-
lungen der gegenwärtigen Krip-
penausstellung widerspiegelt. Sieht man von einer
Heiligen Familie in Badekleidung am Tropen-
strand unter Palmen und einer Maria, die als
„Barbie“ daherkommt, einmal ab, die Weihnachts-
botschaft steht noch immer im Mittelpunkt. Das
Material, in dem die Krippen ausgeführt sind,
mag neu sein und wechseln: Laien und Künstler
nehmen immer gerne das klassische Holz, Ton

Unter dem Stern von Bethlehem, von Günter
Lilge aus kaschierten Hartschaumstoff-Platten
geschnitten, bemalt und zusammengesteckt.

Ein Geschenk für alle Menschen – diese Papier-
arbeit stammt von den vier Geschwistern Inga,
Katharina, Wibke und Berit Leushake, Schülerin-
nen aus Marl. Fotos: Schälte
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Feiern die in Deutschland lebenden Moslems
auch Weihnachten und wenn ja, wie?

Durch unsere Kinder ist die Weihnachtsfeier
auch von den türkischen Familien übernommen
worden. Sehr viele türkische Haushalte haben ei-
nen Weihnachtsbaum, schenken sich gegenseitig
etwas, veranstalten ein feierliches Abendessen
und, was erfreulich ist, wenn sie gute deutsche
Freunde haben, werden sie oftmals auch eingela-
den. Viele nutzen aber auch die Möglichkeit, in
der Weihnachtszeit ihren Urlaub zu nehmen und
in die Heimat zu fliegen.

Wie wird dort gefeiert?
Weihnachten wird in der Türkei nicht ge-

feiert, denn so wie man hier Weihnachten feiert,
feiert man in der Türkei Silvester. Weihnachten
wird höchstens in Großstädten wie Istanbul, An-
kara oder Izmir, wo früher sehr viele christliche
Minderheiten gelebt haben, auch traditionell be-
gangen. Zum Beispiel in Istanbul gehen am
Weihnachtsabend viele Türken in die christ-
lichen Kirchen und solidarisieren sich mit ihren
christlichen Nachbarn.

Was ist und welche Rolle spielt das Seker Bay-
rami, zu Deutsch auch „Zuckerfest“? Ist das ver-
gleichbar mit dem Weihnachtsfest?

Seker Bayrami ist die volkstümliche Bezeich-
nung für das Ramadanfest, weil man Süßigkeiten
schenkt. „Seker“ bedeutet „süß“. Zuckerfest ist al-
so gleich Ramadanfest, es ist nur eine andere
Bezeichnung. Nach 29 Tagen des Fastens feiert
man das Ramadanfest. Drei Tage lang besucht
man die Nachbarn und die Verwandten, kauft
neue Kleidung für die Kinder, verschenkt Süßig-
keiten, besucht vor allen Dingen die älteren
Familienangehörigen, küsst ihnen die Hände und
feiert mit der ganzen Familie. Man kann das ohne
weiteres mit Weihnachten vergleichen. Eine Be-
sonderheit ist, dass am Morgen des ersten Festta-
ges alle Männer zum Ramadanfestgebet gehen.
Ähnlich wie zu Weihnachten beglückwünschen
sie sich hier gegenseitig zum Ramadanfest.

Wann wird das Ramadanfest gefeiert?
Der Termin für das Ramadanfest wechselt

von Jahr zu Jahr, denn der islamische Kalender
hat nur 354 Tage. Das heißt, jedes Jahr verschiebt
sich das Fest um elf Tage. In diesem Jahr beginnt
das Ramadanfest am 5. Dezember, im nächsten Jahr
wird es aber schon am 24. November beginnen.

Ein wichtiges Fest zum Ende des Fastenmonats
ist die Kadir Gecesi. Was genau feiern die Mos-
lems in dieser Nacht?

Kadir Gecesi ist während der Fastenzeit der
heiligste Abend. Er wird am 26. Tag des Ramadan
gefeiert. An diesem Abend geht man normaler-
weise zur Moschee und küsst dort ein Barthaar
des Propheten. Es ist der heiligste Tag im ganzen
Jahr. Das heißt, sehr viele Leute, die sonst nicht
fasten, fasten zumindest am Kadir-Abend.

Ausländerpolitik

Wie stellt sich aus Ihrer Sicht die Si-
tuation der türkischstämmigen

Mitbürger in Nordrhein-Westfalen
dar?

Wenn man sich anschaut, dass
gegenwärtig in unserem Bundesland
900 000 türkische Migranten leben,
von denen im Laufe der Zeit sehr
viele die deutsche Staatsangehörig-
keit angenommen haben, können
wir davon ausgehen, dass sich die

türkischstämmigen Migranten im Vergleich zu
Bayern oder Baden-Württemberg in unserem
Bundesland besonders wohl fühlen. Dabei spielt
es eine Rolle, dass hier in NRW bislang eine libe-
rale Ausländerpolitik betrieben wurde. Wir ha-
ben die Landesarbeitsgemeinschaft der Auslän-
derbeiräte gegründet, wir haben die RAAS und
wir haben die Regionale Transferstelle für auslän-
dische Selbstständige. Bei der Gründungsoffensi-
ve werden die Migranten genauso berücksichtigt
wie die Deutschen, und wir sind das erste
Bundesland mit einem Migrationsausschuss. Das
sind die positiven Tendenzen.

Andererseits müssen wir davon ausgehen,
dass die türkischen Migranten in NRW besondere
Probleme mit der Arbeitslosigkeit haben. Be-
sonders im Ruhrgebiet gibt es da große Probleme.

Woran liegt das?
Hierbei spielt es eine Rolle, dass unser

Bundesland sehr stark monostrukturiert war. Die
Leute haben hauptsächlich in der Stahlverarbei-
tung, im Bergbau und in der Autoindustrie gear-
beitet. Und in allen drei Bereichen gibt es heute
kaum noch Möglichkeiten. Die einzige Chance
für die Migranten ist oftmals die selbstständige
Erwerbstätigkeit. Aber wir brauchen Modellpro-
jekte, wir brauchen besondere Programme, damit
besonders die jungen Türken in den Arbeitspro-
zess eingegliedert werden und Ausbildungsplätze
bekommen.

Sie sprachen gerade von Modellprojekten. Was
stellen Sie sich darunter vor?

Durch Modellprojekte sollten wir die jungen
Türken in die Ausbildungsbereiche und in den
Arbeitsprozess eingliedern. Wir sollten brachlie-
gende Potentiale bei den schon Selbstständigen
wecken und auch Sensibilisierungsmaßnahmen
ergreifen, damit der Mittelstand mehr junge Tür-
kinnen und Türken einstellt.

Was haben Sie für positive Erfahrungen mit dem
Thema Arbeitsplätze gemacht?

In der letzten Zeit sind die türkischen Selbst-
ständigen gerne dazu bereit, Ausbildungsplätze
bei sich anzubieten, das heißt, sie wollen hier
nicht nur Geld verdienen, sondern auch soziale
Verantwortung übernehmen. Das ist damals von
dem früheren Ministerpräsidenten Wolfgang
Clement initiiert worden und ich hoffe, dass wir
dies auch mit der neuen Landesregierung noch
verstärkt durchführen werden.

„Integration muss sich auch im 
Berufsleben widerspiegeln“
Mehr als 40 Jahre ist es mittlerweile her, dass die ersten türkischen Gastarbeiter in die Bundesrepublik kamen.
Seitdem ist die Integration der türkischstämmigen Mitbürgerinnen und Mitbürger deutlich vorangeschritten.
Wie sich die Lebenssituation der in NRW lebenden türkischen Migranten heute darstellt und welche Bedeutung
für sie das bevorstehende Weihnachtsfest hat, darüber sprach Landtag intern mit dem Direktor des Zentrums für
Türkeistudien, Prof. Dr. Faruk Sen.
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In Zahlen ausgedrückt, wie viele türkischstäm-
mige Selbstständige haben wir derzeit in NRW?

Wir haben zurzeit etwa 22 000 türkische
Selbstständige im Land Nordrhein-Westfalen,
darunter sehr viele kleine Familienunternehmen.
Das geht vom Gemüsehändler bis hin zur Consul-
tingfirma, von der Detektei bis hin zur Brotfabrik.

Wie weit ist Ihrer Einschätzung nach die Inte-
gration bei den türkischstämmigen Mitbürgern
in NRW fortgeschritten?

Ich glaube, Integrationsansätze sind bei den
türkischen Migranten sehr stark vorhanden. Im-
mer mehr von ihnen nehmen die deutsche
Staatsangehörigkeit an, sie wollen für immer hier
bleiben. Für viele ältere Migranten ist heute die
Suche nach nicht konfessionsgebundenen Alters-
heimen oder islamischen Friedhöfe ins Zentrum
ihres Interesses gerückt. Wir haben immer mehr
ältere Menschen, die ihren Lebensabend hier ver-
bringen möchten.

Im politischen Bereich hat Integration sehr
stark stattgefunden. Aber auch im wirtschaft-
lichen Bereich: sie investieren hier, sie kaufen hier
ihre Häuser, sie lassen sich hier nieder. Wir haben
über 9000 junge Türken, die an den Hochschulen
unseres Bundeslandes studieren.

Was gibt es für Probleme?
Bei der sozialen Integration gibt es noch er-

hebliche Probleme, vor allen Dingen mit der
Sprache. Man hat darauf gehofft, dass die dritte
Generation etwas besser deutsch spricht als die
zweite Generation. Aber nach Mölln und Solin-
gen haben sich die Türken etwas isoliert, indem
sie immer mehr ihre eigene Infrastruktur in An-
spruch nehmen, und das bereitet natürlich im
sprachlichen Bereich gewisse Probleme.

Obwohl ja, wenn ich kurz einhaken darf, die An-
schläge von Mölln und Solingen bereits einige
Jahre zurückliegen.

Damals haben sich Infrastrukturen gebildet,
das heißt man hat jetzt mehr Jugendzentren, die
nur von Türken besucht werden. Die Sportverei-
ne hat man damals verstärkt getrennt, die
Diskotheken hat man getrennt. Dar-
über hinaus nimmt man immer
mehr eigene Medien in Anspruch. Das
sind die Probleme. Ein weiteres Problem
der letzten Jahre ist, dass die Türken, die sich
entschlossen haben für immer hier zu bleiben, in
Nordrhein-Westfalen ihre islamischen Moscheen
mit Minaretten gebaut haben. Das führt in eini-
gen Stadtteilen zu Problemen mit der deutschen
Bevölkerung. In diesem Zusammenhang benöti-
gen wir mehr Aufklärung über den Islam. Man
sollte in Deutschland ganz eindeutig zeigen, dass
der Islam genauso wie der katholische, evangeli-
sche oder jüdische Glauben eine friedvolle Reli-
gion ist. Einige Extremisten sollten nicht Maß-
stab für den Islam sein.

Letztendlich hat die El Qaida den Türken ge-
schadet.

Natürlich. Dieser Kalif von Köln, die El Qai-
da und einige extremistische Gruppen haben für
ein negatives Bild des Islam gesorgt.

Spielen religiöse Unterschiede heutzutage denn
hier noch eine Rolle?

Religiöse Unterschiede spielen eine Rolle. Es
gibt noch Kräfte in Europa, die den Islam völlig
ablehnen und unterstellen, dass die Muslime in
Westeuropa große Integrationsschwierigkeiten
hätten, was nicht den Tatsachen entspricht. Aber
Aussagen wie die von Giscard d'Estaing oder

auch anderen Politikern, dass eine islamische
Gruppe in Europa nicht integrierbar sei, schaden
natürlich sehr stark.

Herr Prof. Sen, eine abschließende Frage: Was
wünschen Sie sich persönlich für das Zu-
sammenleben von Deutschen und Türken im
neuen Jahr?

Ich hoffe, dass das friedliche Zusammenle-
ben in unserem Bundesland zwischen der türki-
schen Migrantengruppe und den Deutschen sta-
bil bleibt. Außerdem wünsche ich mir, dass die
neue Landesregierung im Bereich der türkischen
Migranten deutliche Aussagen macht, dass sich
im nächsten Jahr die neuen Deutschen mit türki-
scher Abstammung, also diejenigen mit deut-
scher Staatsangehörigkeit, sowohl in den Kom-
munen, im Landtag als auch in allen
Verwaltungen repräsentiert fühlen und hier auch
personell vertreten sind.

Das Gespräch führten Stephanie Hajdamowicz
und Axel Bäumer.

Forum
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„Die El Qaida hat uns sehr geschadet.“ Fotos: Schälte

„Vom Gemüsehändler bis zur
Consultingfirma: Immer mehr
türkische Migranten machen
sich selbstständig.“ ¸
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Pensionslast
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Vergeblich kämpfte Angela Freimuth (FDP) im
Haushalts-und Finanzausschuss am 5. Dezember
um 36 Millionen Euro. Das Geld sollte als Kapi-
talstock dem Versorgungsfonds zugeführt wer-
den, der ab 2003 mit 6000 Euro Rücklage für je-
den neu eingestellten Beamten gebildet werden
soll. Auch Edith Müller (GRÜNE) ließ Sympathie
für diesen symbolischen Anfang einer Vorsorge
für die wachsenden Pensionslasten erkennen.
Aber die Haushaltspolitiker der Koalition konn-
ten keine Deckung dafür finden. Gisela Walsken
(SPD) hielt einen Kapitalstock, der zinsbringend
anzulegen wäre, zwar für grundsätzlich richtig.
Zur Zeit wäre der Betrag jedoch in Wahrheit
schuldenfinanziert. Es würde sich nur um die
Differenz zwischen den Anlagezinsen und den
Zinsen für Kredite handeln, meinte sie.

D
er Vorsitzende des Unterausschusses Per-
sonal Manfred Palmen (CDU) äußerte
Bedenken, weil laut Etatentwurf im Jahr

2003 bei den Personalkosten bereits 494 Millionen
Euro einzusparen seien. Er kündigte einen Antrag
seiner Fraktion zur 3. Lesung an und sprach die
Hoffnung auf einen gemeinsamen Beschluss aller
Fraktionen aus. Staatssekretär Dr. Harald Noack
wies auf die Globalen Minderausgaben im Perso-
nalbereich hin und meinte im übrigen, bei dem
Einsparvolumen von 500 Millionen Euro erwarte
er „besoldungs-und versorgungsrechtliche Maß-
nahmen“.

„Das Finanzministerium wird …ermächtigt,
eine besondere Rücklage zur Bildung eines Kapi-
talstocks zur ergänzenden Finanzierung von Ver-
sorgungsleistungen für Beamte zu bilden“. Mit
dieser von SPD und GRÜNEN beschlossenen Än-
derung im Haushaltsgesetz endete die längere

Aussprache
im Haus-
halts- und
Finanzaus-
schuss über

den Personalhaushalt am 5. Dezember. Als Kom-
promiss, auch mit den Oppositionsfraktionen,
habe man sich wenig-
stens auf einen
neuen Titel im
Einzelplan 20
(Allgemeine
Finanzverwal-
tung) geei-
nigt, in dem
der Kapital-
stock aus
möglichen
Überschüs-
sen bei den
Personalaus-
gaben zu ver-
anschlagen
sei.

Sprecher ihrer Fraktionen (v.l.) Angela Freimuth (FDP),
Ernst-Martin Walsken (SPD), Edith Müller (GRÜNE).

Fotos: Schälte

Kein Geld für Versorgungsrücklage

Nur ein Titel und die Hoffnung Als Funktionen des Haushalts zählt Ministerialdirigent
Dr. Günter Berg (l) in einer Publikation des NRW-Finanz-
ministeriums auf: Finanzieren öffentlicher Aufgaben, po-
litisches Programm, Finanzausgleich, volkswirtschaftli-
ches Lenken und die ordnungspolitische Funktion.
Staatssekretär Dr. Harald Noack (Mitte) trägt im Haus-
haltsausschuss dem Grundsatz der Öffentlichkeit Rech-
nung. Vorsitzender Volkmar Klein (CDU) sorgt für die
Wahrnehmung der Rechte des Budgetgebers. 

Ohne Aussprache stimmte der HFA den Anträgen von SPD und GRÜNEN im Unterausschuss Landes-
betriebe und Sondervermögen zu, dass die im Jahr 2001 erwirtschafteten Überschüsse der Landesbe-
triebe nur zur Hälfte an den Landeshaushalt abgeführt werden müssen. Bei Enthaltung von CDU und
FDP erfolgte die Annahme einstimmig.

E
igentlich sollten die neuen Landesbetriebe
ihre Überschüsse in vollem Umfang zurück-
führen, da sie mit Zuschüssen des Landes 

finanziert wurden. Um aber dem Landesbetrieb
einen Anreiz zu geben, auch künftig wirtschaftlich
zu operieren und möglichst Überschüsse zu er-
wartschaften, so formulierten SPD und GRÜNE,
verbleibt ein Anteil von 50 Prozent zur Verfügung
des Landesbetriebes.

Das bedeutet etwa für den Landesbetrieb
Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik
den Betrag von rund 950.000 Euro, die dieser in
seinen Wirtschaftsplan 2003 einstellt. Beim Lan-
desvermessungsamt NRW handelt es sich um eine
ähnliche Summe. Beim Landesbetrieb Straßenbau
ist der Überschuss nicht beziffert. Hierzu bean-
tragte die CDU erfolglos, den Landesbetrieb Stra-
ßenbau auf die Landschaftsverbände zurückzu-

Landesbetriebe machten Gewinn
verlagern und die dadurch erwarteten Einsparun-
gen in Höhe von 50 Millionen Euro für Zukunfts-
investitionen einzusetzen.

Dem Landesbetrieb Geologischer Dienst ver-
bleibt ein Betrag von rund 45000 Euro, dem Lan-
desbetrieb Mess- und Eichwesen NRW die Summe
von 750.000 Euro, dem Materialprüfungsamt rund
230.000 Euro. Beim Sondervermögen Bau- und Lie-
genschaftsbetrieb hielt die CDU Mehreinnahmen in
Höhe von 125 Millionen Euro für möglich, und die
FDP wollte eine Zweckbindung von 100 Millionen
Euro aus dem Sondervermögen für Hochschulbau-
maßnahmen festschreiben. Diese beiden Anträgen
wurden von SPD und GRÜNEN abgelehnt.
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nur noch  mündelsichere Papiere zu nehmen.
In einem anderen Punkt der Tagesordnung

der öffentlichen Sitzung des Ausschusses für
Haushaltkontrolle ging es ebenfalls um Geld.
Diesmal um Fördermittel für das Oberhausener
Trickfilmzentrum HDO, von denen die Landes-
regierung hofft, es nicht, wie vom Bund gefor-
dert, an ihn zurückzahlen zu müssen. 24,3 Milli-

onen – damals noch
Mark – habe NRW dem
Bund „für das Pleiteob-
jekt HDO abgeluchst“, er-
läuterte Mi-
chael Breuer
(CDU) den
Antrag seiner

Fraktion, die
Landesregierung

möge im Aus-
schuss über die

Rückforderung der
Bundesmittel be-

richten. „Ein beson-
deres Geschmäckle“,

fand Breuer, sei dabei,
dass sich in diesem Fall

der neue Ministerpräsident
Steinbrück mit  dem neuen

Bundesminister Wolfgang Cle-
ment auseinander setzen müsse –

und das bei einem Projekt, das von
Clement vorangetrieben worden sei
und schon einen Untersuchungsaus-
schuss des Landtags NRW beschäftigt
habe. Seine Fraktion, so der Sprecher
weiter, werde darauf achten, „dass hier
nichts gemauschelt wird“.

Zum Stand des Verfahrens äußerte Staats-
sekretär Bickenbach, der Bund habe 19 Millio-
nen zuzüglich Zinsen unter anderem deswegen
von NRW zurückverlangt, weil nach seiner Mei-
nung die Ordnungsgemäßheit des Schlussver-
wendungsnachweises nicht gegeben ist; es gebe
noch zwei weitere Punkte, die Berlin anführe. Al-
le drei Begründungen seien zwischen Land und
Bund strittig, trotz zahlreicher Gespräche habe
man sich bisher nicht einigen können. Die Lan-
desregierung habe darum eine renommierte
Düsseldorfer Anwaltskanzlei um eine gutachterli-
che Stellungnahme gebeten. Die habe „gute
Gründe“ angeführt, gegen die Rückzahlungsfor-

Der Ausschussvorsitzende Seel sah angesichts
des Standes der Beratungen wenig Chancen, dass
sich Wolfgang Dreses (SPD) Adventswunsch, die
Aktenberge hinter sich zu lassen und  die Debatte
um die WfG endlich abschließen zu können,
rechtzeitig erfüllen wird: Um die Erörterung des
LRH-Berichts im Ausschuss für Haushaltskon-
trolle abzuschließen, erwarte er die Beschlussvor-
schläge der Fraktionen. Mit denen rechne er ange-
sichts der Lage aber nicht vor Anfang
kommenden Jahres.

Haushaltskontrolle

Börsengeschäft:

Da gibt es eine Landesgesellschaft, die Gewinne erwirtschaftet, ihre Darlehen pünktlich zurückzahlt
und sogar Steuern abführt. Wegen ihrer erfolgreichen Arbeit verdiene sie es nicht, ins Gerede zu kom-
men, fand die SPD durch Wolfgang Drese und Manfred Luckey stimmte für die CDU zu. Es ging in der
Sitzung des Ausschusses für Haushaltskontrolle  am 10. Dezember unter Leitung von Rolf Seel (CDU)
unter anderem um die START Zeitarbeit NRW GmbH.

Land prüft Klage gegen Verluste durch
Investition in Pleite-Fonds

derung des Bundes zu klagen. Ob der Klageweg
beschritten werden soll oder nicht, habe die Lan-
desregierung noch nicht entschieden, teilte der
Staatssekretär dem Ausschuss mit.

Die Abgeordneten befassten sich erneut wie-
der mit der Gesellschaft für Wirtschaftsförderung
NRW (GfW). Hier wollte die Opposition wissen,
welchen Stand der Umsetzung die Ankündigun-
gen des neuen Ministerpräsidenten Steinbrück
(mit denen er  teilweise Forderungen der CDU
aufgegriffen habe) erreicht, wonach  es eine neue
Konzeption für die Landesgesellschaften geben
soll. Hier bat Bickenbach um Geduld: Die Landes-
regierung sei dabei, diesen Auftrag  und die vom
Landesrechnungshof (LRH) in der Angelegenheit
verfassten Prüfungsbemerkungen abzuarbeiten;
die Frist laufe bis Mitte Februar 2003. Dazu hole
man sich in anderen Bundesländern, aber auch im
Ausland, Auskünfte ein, wie dort Wirtschaftsför-
derung organisiert sei. Es gehe der Landesregie-
rung darum, so Bickenbach, „die neuen, modifi-
zierten Lösungen auf eine breite Erfahrungsbasis
zu stellen“. In der Wirtschaftsförderung brauche
Nordrhein-Westfalen ein schlagkräftiges Instru-
ment – „darauf ist nicht zu verzichten“, meinte 
der Staatssekretär. Aber der Aufgabenumfang 
und mögliche Aufgabenüberschneidungen seien
sorgfältig zu prüfen.

Seite 15 · Landtag intern 15/2002

D
ie hatte sich im Jahr 2000 mit einem ge-
ringen Teil ihrer liquiden Mittel (rund 20
Prozent, wie Aufsichtsratsvorsitzender

Dr. Dietrich Schäffer vom Wirtschaftsministe-
rium erklärte) auf ein Anlagegeschäft an der Bör-
se eingelassen –  ohne jedes Risiko, wie sie dem
Anlageprospekt zu entnehmen glaubte. Doch es
kam anders, die Zeitungen berichteten vor kur-
zem darüber: An die 85 Prozent der rund
eine Million
Euro, die in den
Schweizer Julius
Bär Creativ Fonds ge-
flossen waren, mussten
abgeschrieben werden.
Die GmbH hat inzwischen
die entsprechenden Wertbe-
richtigungen in ihrer Bilanz
vorgenommen.

Und weiter? wollten die
Abgeordneten im Ausschuss
wissen. Wirtschafts-Staatsse-
kretär Jörg Bickenbach teilte
mit, die Landesregierung
prüfe derzeit, im Rahmen
der Prospektverantwor-
tung Klage gegen die
Fondsverantwort-
lichen einzurei-
chen. Die Geschäfts-
führung von START habe auf
die Aussage vertraut, dass der Fonds
nur in bewährte und nicht in hoch spekulative
Aktien investiere. Der Fehler liege eindeutig nicht
bei START, sondern bei der Kapitalanlagegesell-
schaft. Das habe ein Gericht in einem anderen
Fall auch so gesehen und bereits die Fondsgesell-
schaft zum Ersatz des Schadens verurteilt.

Es sei nichts daran auszusetzen, fuhr Bicken-
bach fort, dass der START-Geschäftsführer den
Weg an die Börse gewählt habe, ohne zuvor einen
Beschluss des Aufsichtsrates der 24prozentigen
Landesgesellschaft herbei zu führen: Den Rah-
men eines durchschnittlichen Monatsumsatzes
habe er bei der Aktion nicht überschritten, der
belaufe sich auf etwa acht Millionen Euro. Aber,
diese Aussage fügte Bickenbach angesichts des
nicht zu vermeidenden Risikos eines jeden Bör-
sengangs an, innerhalb der Landessregierung
werde jetzt geprüft, ob es eine allgemeine Anwei-
sung an die Landesgesellschaften geben sollte,

Rolf Seel leitete die Sitzung des Haushaltskontrollausschusses.
Links Ute Scholle, Präsidentin des Landesrechungshofs. 

Fotos: Schälte

Staatssekretär Jörg Bickenbach
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Januar

Einstimmig beschloss der Landtag, die Rech-
te von Kindern und Jugendlichen in die Landes-
verfassung aufzunehmen. Der neue Wortlaut des
Artikels 6 sichert das Recht jedes Kindes auf be-
sonderen Schutz von Staat und Gesellschaft, auf
gewaltfreie Erziehung und auf Schutz vor Ver-
nachlässigung und Ausbeutung.

Der Ausschuss für Europa- und Eine-Welt-
Politik (Vorsitz Ute Koczy, GRÜNE) erörterte mit
Experten die Finanzierung eines Ölpipelinepro-
jekts in Ecuador durch die WestLB. Das Thema
beschäftigte den Ausschuss das ganze Jahr.

Ministerpräsident Wolfgang Clement (SPD)
forderte in einer Regierungserklärung mehr
Kompetenzen für die Länder in der Europapoli-
tik. Die Opposition verlangte mehr Rechte für die
Länderparlamente im Bundesrat.

Februar

Im Wirtschaftsausschuss stellte
Staatssekretär Jörg Bickenbach ein

Mittelstandsgesetz in Aussicht.
Damit kam die Landesregie-

rung einer Forderung der
Opposition nach, die sich

immer wieder über die
Bevorzugung von

Großunternehmen
beklagt hatte.

Spitzen
von Rund-

funk und
Fernsehen

zu Gast im Me-
dienausschuss: ARD-Chef

Fritz Pleitgen, WDR-Rundfun-
kratsvorsitzender Reinhard Grätz, ZDF-In-

tendant Prof. Dieter Stolte und Ernst Elitz, Inten-
dant des DeutschlandRadio erörterten mit dem
Ausschuss die Finanzausstattung der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten. Es war das erste
Mal, dass ein parlamentarisches Gremium über

diese Fragen beriet, die bisher in der Kompetenz
der Landesregierungen lagen.

Landtagspräsident Schmidt würdigte den
verstorbenen ehemaligen nordrhein-westfäli-
schen Ministerpräsidenten Franz Meyers (CDU)
in einem Staatsakt als „Gestalter, Modernisierer
und pragmatischen Visionär“.

Der Landtag debattierte vier Stunden lang
über eine Regierungserklärung von Ministerpräsi-
dent Wolfgang Clement (SPD) pro Metrorapid.
SPD und GRÜNE befürworteten das Projekt,
wenn Bundesmittel bereitgestellt würden und das
Land keine Risiken zu übernehmen habe. Die
CDU-Opposition plädierte für einen „Eurorapid“
zwischen Rhein-Ruhr und Randstad/Niederlande.

März

Der Landtag beschloss eine Verfassungsände-
rung, durch die die Hürden für Volksbegehren
gesenkt wurden. Zusätzlich wurde das Instru-
ment der Volksinitiative neu eingeführt.

Öffentliche Anhörung des Ausschusses für
Frauenpolitik (Vorsitz Gerda Kieninger, SPD)
zum Thema „Qualitativer Sprung in der Frauen-
politik – Gender-Mainstreaming konsequent
umsetzen“. Die ausnahmslos weiblichen Sachver-
ständigen beklagten eine Pseudo-Gleichheit in
vielen Bereichen, sahen aber auch Fortschritte
durch Frauenförderpläne.

Der Landtag debattierte über die Antwort
der Landesregierung auf eine Große Anfrage der
FDP-Fraktion zur Situation der Muslime in
NRW. Die Regierungsfraktionen forderten eine
bessere Akzeptanz des Islam, um den Muslimen
die Integration zu erleichtern. Die CDU-Opposi-
tion stellte dringenden Handlungsbedarf beim is-
lamischen Religionsunterricht an öffentlichen
Schulen fest.

In einer Aktuellen Viertelstunde debattierte
der Wirtschaftsausschuss (Vorsitz Dr. Helmut
Linssen, CDU) auf Antrag der FDP-Fraktion
über ein neu zu errichtendes Kohlekraftwerk in
Nordrhein-Westfalen. Wirtschaftsminister Ernst
Schwanhold (SPD) erklärte, Kohle sei der „Ener-
gielieferant der Zukunft“.

Das Jahr 2002 im Landtag

Rückblick
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April

Der Haushalts- und Finanzausschuss (Vor-
sitz Volkmar Klein, CDU) hörte Experten zum
Problem steigender Pensionslasten für das Land
NRW. Die Sprecher warnten ein-

Das herausragende Ereignis der Landespolitik war der Wechsel im Amt des NRW-Ministerpräsidenten
und einiger Ressortchefs, der nach der Bundestagswahl durch die Berufung von Wolfgang Clement in das
Bundeskabinett erfolgte. Das Landesparlament beschloss zwei Verfassungsänderungen (Kinderrechte,
Volksbegehren). Von den neuen Gesetzen sind das Tariftreue-, das Mittelstands-, und das Hundegesetz,
bei den Landesgesetzen zur Ausführung von Bundesgesetzen die Grundsicherung und bei den Ände-
rungsgesetzen das Sparkassenrecht, der Maßregelvollzug und die Weiterentwicklung der Regionalisie-
rung des Öffentlichen Personennahverkehrs von weitreichender Bedeutung. Wie fleißig der NRW-Land-
tag arbeitet, zeigen auch die mehr als 20 Ausschussanhörungen und die drei Enquete-Kommissionen
(Frauengesundheit, Zukunft der Städte, Situation der Pflege in NRW).

dringlich vor einer krisenhaften Zuspitzung.
Konstituierende Sitzung der Enquetekommis-

sion „Zukunft der Pflege in NRW“. Vorsitzender
wurde Landtagsvizepräsident Jan Söffing (FDP).

Unter dem Vorsitz von Klaus Stallmann
(CDU) informierte sich der Ausschuss für Innere
Verwaltung im Polizeipräsidium Aachen über
Einsatzfähigkeit und Nutzen des Digitalfunks für
die Polizei.

Im Unterausschuss Metrorapid (Vorsitz Ger-
hard Wirth, SPD) bemühte sich Verkehrsminister
Ernst Schwanhold (SPD), Zweifel an der Finan-
zierbarkeit des Projekts auszuräumen. Bei Groß-
projekten wie dem Mertorapid könne es ein
„Nullrisiko“ nicht geben.

Sachverständige des mittelständischen Trans-
portgewerbes trugen bei einer öffentlichen Anhö-
rung des Verkehrsausschusses (Vorsitz Manfred
Hemmer, SPD) ihre Sorgen vor der Einführung
einer LKW-Maut vor. Schon jetzt habe das deut-
sche Transportgewerbe unter hohen Steuern und
Arbeitskosten zu leiden.

Mai

Der Haushalts- und Finanzausschuss führte
ein  Expertengespräch zur Neuregelung der
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??

zwischen der Koalition von SPD und GRÜNEN
und der Opposition von CDU und FDP auf sechs
Stimmen.

Aktuelle Stunde im Landtag zum Nitrofen-
Skandal. Angriffe der FDP auf das Versagen der
„grünen Öko- und Bioglückseligkeit“ konterte
Landwirtschaftsministerin Bärbel Höhn (GRÜ-
NE) mit dem Hinweis auf Wirtschaftsunterneh-
men als Verursacher der Krise. Dennoch müsse
die Zusammenarbeit von staatlicher und privater
Lebensmittelkontrolle verbessert werden.

Nach der Deutsch-Israelischen, Deutsch-Pa-
lästinensischen und der Deutsch-Polnischen Par-
lamentariergruppe gibt es nun auch eine
Deutsch-Baltische Parlamentariergruppe im
Landtag, Vorsitz Landtagsvizepräsident Jan Söf-
fing (FDP).

Die Landtagsdebatte über einen gemeinsa-
men Antrag von CDU und FDP zum Verzicht auf
Studien- und zusätzliche Einschreibegebühren
wurde von lautstarken Protesten von Studenten
begleitet, die von der Zuschauertribüne aus Flug-
blätter in den Plenarsaal warfen.

Als erstes Landesparlament rief der Landtag
NRW eine Deutsch-Türkische Parlamentarier-
gruppe ins Leben, Vorsitz Wolfgang Röken (SPD).
Außer Zusammenarbeit  soll die Integration der
820 000 im Land lebenden Menschen türkischer
Abstammung  vorangetrieben werden.

September

Stadtwerke-Vorstandsvorsitzende forderten
beim Gespräch mit dem Kommunalausschuss
(Vorsitz Jürgen Thulke, SPD) mehr Chancen-
gleichheit und Handlungsspielraum im Wettbe-
werb mit großen Privatunternehmen. Sie wehrten

sich gegen den Vorwurf, die kommunalen Unter-
nehmen nähmen dem Mittelstand Arbeitsplätze
weg.

Finanzminister Peer Steinbrück und Innen-
minister Fritz Behrens brachten im  Landtag ihre
Entwürfe für den Landeshaushalt und die Ge-
meindefinanzierung 2003 ein. Als Gesamtvolu-
men sind 47,9 Milliarden Euro vorgesehen. Die
erste Lesung im Plenum war kurz vor der Bundes-
tagswahl von lautstarken Demonstrationen gegen
Mittelkürzungen vor dem Landtag und von Wahl-
kampf-Schuldzuweisungen geprägt.

Unter dem Vorsitz von Gisela Walsken (SPD)
beschäftigte sich der Ausschuss für Städtebau mit
der Zulässigkeit von Mobilfunkantennen auf
Wohngebäuden. Die Landesregierung kündigte
einen Erlass an, der die bestehenden Sendeanla-
gen dulden und den Neubau von Funkmasten
durch ein vereinfachtes Genehmigungsverfahren
ermöglichen werde.

In einer öffentlichen An-
hörung des Haupt- und des
Kommunalausschusses
(Vorsitz Edgar Mo-
ron und Jürgen
Thulke, beide
SPD) befür-
worteten
Experten
im Prinzip das
CDU-Ziel, das
„Konnexitätsprinzip“ in
die Landesverfassung aufzuneh-
men, mit dem sichergestellt werden soll, dass
das Land Aufgaben an Städte und Gemeinden
nur übertragen kann, wenn zugleich die Ko-
stenverteilung geregelt wird.

Schlagabtausch und Kritik im Ausschuss
für Haushaltskontrolle (Vorsitz Rolf Seel, CDU)
zwischen Wirtschaftsminister Ernst Schwanhold
(SPD) und der Opposition wegen der Tätigkeit
der Gesellschaft für Wirtschaftsförderung NRW.

Debatte über die Integrationspolitik. Gut ein
Jahr nach der von allen Fraktionen getragenen In-
tegrationsoffensive legte die CDU-Fraktion einen
Gesetzentwurf zur besseren Eingliederung auslän-
discher Mitbürgerinnen und Mitbürger vor und
monierte, es sei nicht viel passiert . Die Regie-

Rechtsverhältnisse der öffentlich-
rechtlichen Kreditinstitute in NRW im Rahmen
der EU-Wettbewerbsregeln. Der Landtag be-
schloss das Sparkassengesetz NRW im Juni mit
den vom Ausschuss empfohlenen Änderungen.

Zahlreiche Sachverständige diskutierten im
Medienausschuss unter Vorsitz von Claudia Nell-
Paul (SPD) den Entwurf für ein Landesmedienge-
setz NRW.

Innenminister Dr. Fritz Behrens (SPD) be-
kräftigte in einer Sitzung des Innenausschusses
(Vorsitz Klaus Stallmann, CDU) die Absicht des
Landes NRW, vor dem Hintergrund der Massen-
tötung an einer Erfurter Schule auf eine Verschär-
fung des Waffenrechts hinzuarbeiten.

Der Kulturausschuss (Vorsitz Dr. Renate
Düttmann-Braun, CDU) besichtigte Spielorte der
RuhrTriennale in Duisburg, Gladbeck, Essen und
Bochum und sprach mit Intendant Gérard Mor-
tier.

Eine überwiegend sehr gute Arbeit im Bereich
der Eine-Welt-Politik bescheinigten Experten
dem Land NRW in einer Anhörung des Ausschus-
ses und lobten besonders das Promotoren-Pro-
gramm für mehr Eine-Welt-Bewusstsein und lo-
kale Agenda-Prozesse.

Juni

Durch den Austritt von Jamal Karsli aus der
GRÜNE-Fraktion verringerte sich der Abstand

Rückblick

Durchblick: Das Parlament öffnet seine Türen für die Rückschau
auf die Arbeit des ablaufenden Jahres. Fotos: Schälte
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rungsfraktionen wiesen auf zahlreiche Maßnah-
men und den Integrationsbeauftragten hin.

Oktober

Bundeskanzler Gerhard Schröder (SPD) er-
läuterte der SPD-Fraktion im Landtag seine Ent-
scheidung, Ministerpräsident Wolfgang Clement
als neuen Superminister für Wirtschaft und Ar-
beit in das Bundeskabinett zu berufen. Finanzmi-
nister Peer Steinbrück wurde als Nachfolger für
Clement nominiert.

Der Ausschuss für Frauenpolitik debattierte
über einen Antrag der CDU-Fraktion auf Einfüh-
rung eines bevölkerungsbezogenen Krebsregisters
in NRW. Das Gesundheitsministerium hielt nur
schrittweises Vorgehen, beginnend mit den Brust-
krebserkrankten, für möglich.

Haupt- und Innenausschuss (Vorsitz Edgar
Moron, SPD und Klaus Stallmann, CDU) führten
ein Expertengespräch zur Stärkung des Verfas-
sungsschutzes und seiner Kontrollorgane durch
erweiterte Auskunftsrechte beispielsweise
gegenüber Banken und Telekommunikations-
dienstleistern durch. Datenschützer äußerten
Bedenken.

Neue Vorsitzende des Ausschusses für
Migrationsangelegenheiten wurde Oda-
Gerlind Gawlik (SPD) aus
Mülheim/Ruhr.

Erste Lesung des NRW-Ausfüh-
rungsgesetzes zum Bundesgesetz über
die Grundsicherung. Über 65-Jährige
und dauerhaft Erwerbsgeminderte er-
halten ab 1. Januar 2003 vollen Unterhalt
sowie Wohn- und Heizkosten vom Staat.

Der Landtag debattierte über die Antwort
der Landesregierung auf die Große Anfrage der
GRÜNEN zur Psychiatrie in NRW.

Drei Ausschuss-Anhörungen im Landtag am
30. Oktober: zu Regierungsentwürfen für ein Be-
stattungsgesetz NRW, für ein Tariftreuegesetz
NRW und zu den Gemeindefinanzen 2003. Alle
drei Themen lösten lebhafte Diskussionen in Aus-
schüssen und bei Betroffenen aus.

November

Als neuen Ministerpräsidenten von Nordr-
hein-Westfalen wählte der Landtag am 6. Novem-
ber den bisherigen Finanzminister Peer Stein-
brück mit 120 Ja- und 107 Nein-Stimmen.
Steinbrück stellte sein Kabinett am 20. November
vor und gab seine Regierungserklärung ab, der
sich die  Aussprache im Landtag anschloss.

Als neue Minister wurden im Landtag verei-
digt Wolfgang Gerhards (Justiz), Ute Schäfer
(Schule) und Wolfram Kuschke (Staatskanzlei).

Andere bzw. geänderte Ressorts erhielten Jochen
Dieckmann (Finanz), Dr. Axel Horstmann (Ver-
kehr/Energie) und Harald Schartau (Wirtschaft
und Arbeit).

Die Mehrheit im Wirtschaftsausschuss ver-
schärfte den Regierungsentwurf des Tariftreuege-
setzes und verschob das Inkrafttreten um zwei
Monate auf 1. März 2003. Das Landtagsplenum
folgte der Ausschussempfehlung.

Dezember

Bei der Anhörung im Wirtschaftsausschuss
begrüßten die Sachverständigen das Ziel des neu-
en Mittelstandsgesetzes NRW. Von einigen Ver-
bandssprechern wurden genauere Vorschriften
empfohlen. Der Ausschuss setzt die Beratung über
den Gesetzentwurf Anfang Februar fort.

Der Landtag verabschiedete den Haushalt
2003, zu dem der Finanzminister noch eine 1. und
eine 2. Ergänzung einbringen musste, und das Ge-
meindefinanzierungsgesetz in 2. und 3. Lesung
nach der Aussprache über die Etatansätze aller
Ressorts.

In einer von der SPD beantragten Aktuellen
Stunde debattierte der Landtag in der vorletzten
Plenarsitzung des Jahres 2002 über die Zukunft
des Steinkohlenbergbaus. Anlass war das Zerbre-
chen der „Kohlefraktion“ aus SPD und CDU im
NRW-Landtag, nachdem die CDU sich für eine
Halbierung der Kohleförderung bis zum Jahr
2010 ausgesprochen hatte.

Landtag aus der Vogelperspektive.
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der Einnahme von Empfängnisverhütungsmitteln.
„Aufgrund neuer Empfehlungen dürfte Frauen
über 35, die regelmäßige Zigaretten rauchen, die
„Pille“ eigentlich nicht mehr verschrieben werden“,
so eine Schlussfolgerung von Professor Härtel.

Professor Dr. Carol Hagemann-White und ih-
re Mitarbeiterin  Sabine Bohne, Frauenforschung
der Universität Osnabrück, stellten das „Gewalt-
Gutachten“ – Versorgungsbedarf und Anforderun-
gen an die Professionellen im Gesundheitswesen
im Problembereich Gewalt gegen Frauen und
Mädchen – vor. Es sollten Zusammenhänge aufge-
zeigt werden, mit denen Frauen und Mädchen
gesundheitlich konfrontiert sind, wenn sie Gewal-
terfahrungen gemacht haben und den Anforde-
rungen, die dadurch an das medizinische und ge-
sundheitliche Versorgungssystem zu stellen sind.
Die Bearbeiterinnen führten eine Expertinnen-Ta-
gung durch. Zehn Empfehlungen zur konkreten
Verbesserung der gesundheitlichen Versorgung  in
NRW wurden vorgestellt. Die Arbeitsgruppe Ge-

„Pille“ und Rauchen erhöhen das Risiko von Erkrankungen
In ihren letzten beiden Sitzungen des Jahres im
November und Dezember sind in der Enquête-
Kommission Zukunft einer frauengerechten 
Gesundheitsversorgung in NRW Gutachten zu
den Themenschwerpunkten Herz-Kreislaufer-
krankungen, Gewalt gegen Frauen und 
Mädchen sowie Gesundheit und Versorgung 
von Migrantinnen vorgestellt worden.

D
r. Ursula Härtel von der Universität Mün-
chen präsentierte das Gutachten zur Ist-
Analyse der Prävalenz der Herz-Kreislauf-

erkrankungen bei Frauen in NRW. Im Gutachten
ging es um geschlechtsspezifische Unterschiede bei
der Häufigkeit von Erkrankungen und Todesfällen
im Bereich Herz-Kreislauf. Als Ergebnis konnte
festgestellt werden, dass es deutliche geschlechts-
spezifische Unterschiede gibt. Bemerkenswert war
auch die Feststellung, dass das Rauchen für Frauen
ein noch größeres Herzinfarktrisiko mit sich bringt
als für Männer, insbesondere in Verbindung mit

F
akt ist: Die Menschen in Deutschland wer-
den immer älter und der Anteil der Älteren
in der Bevölkerung wird immer größer. Im

Jahr 2001 lebten in Nordrhein-Westfalen zirka 18
Millionen Menschen, wovon mehr als vier Millio-
nen über 60 Jahre alt waren. Prognosen der demo-
graphischen Entwicklung bestätigen diesen
Trend: Bei einer schrumpfender Gesamtbevölke-
rungszahl wird der Anteil der über 60 Jährigen
ansteigen. Eine fortschreitende Verschiebung von
„jung“ zu „alt“ scheint daher unumgänglich.

Mit zunehmendem Alter steigt allerdings
auch die Wahrscheinlichkeit der Pflege- und
Hilfsbedürftigkeit der älteren Menschen. An ge-
nau diesem Punkt möchte die Enquetekommis-
sion, die sich aus neun Abgeordneten sowie sechs
Sachverständigen aus dem Pflegesektor zu-
sammensetzt, mit ihrer Arbeit ansetzen. In einem
ersten Arbeitsschritt geht es darum, den derzeiti-
gen „Ist-Zustand“ der Pflege in Nordrhein-West-
falen zu dokumentieren und gleichzeitig die Defi-
zite und Problemfelder im Pflegebereich zu
identifizieren. In einer zweiten Arbeitsphase soll
es darum gehen, konkrete Handlungskonzepte
zur Verbesserung der Situation der Pflege auszu-
arbeiten und umzusetzen. Oberstes Ziel sei es, die

Rahmenbedingungen für ei-
ne menschenwürdige und
qualitativ hochwertige
Pflege zu schaffen
und diese auch
für die Zukunft
zu sichern.

„Als
Vorsit-
zende
der
En-
quetekommis-
sion liegt mir dabei be-
sonders am Herzen, den Wert der Arbeit
all derer herauszustellen, die schon heute den
Menschen in unsere Gesellschaft Hilfestellung ge-
ben, für die ein eigenständiges und menschen-
würdiges Leben schwer oder gar unerreichbar 
wäre“, so Gemkow, „sie verdienen unsere Aner-
kennung und Unterstützung.“ Ihrer Einschätzung
nach sind allein in NRW rund zwei Millionen
Menschen in das Thema „Pflege“ involviert – ob
als professionelle wie auch ehrenamtliche Pflege-
kräfte, als Pflegebedürftige selbst oder als deren
Angehörige. ax

Oberstes Ziel:

„Menschenwürdige Pflege sichern“
Mit der Einrichtung der Enquetekommission „Situation und Zukunft der Pflege in NRW“
wurde, laut Kommissionsvorsitzender Angelika Gemkow (CDU), auf eine der „wichtigsten
Aufgaben und Herausforderungen unserer Gesellschaft“ reagiert. Auf der Landespressekonfe-
renz am 28. November, stellten Gemkow und ihr Stellvertreter Günter Garbrecht (SPD) erst-
mals das Arbeitsprogramm der Enquetekommission vor. Der Abschlussbericht soll voraus-
sichtlich im Frühjahr 2005 vorgelegt werden.

walt der Enquête-Kommission befasst sich momen-
tan mit der Frage, wie diese Ergebnisse der interes-
sierten Öffentlichkeit  zugänglich gemacht werden
können.

Anfang Dezember wurde der Enquête-Kom-
mission das Gutachten zur psychischen, psycho-
sozialen und psychosomatischen Gesundheit und
Versorgung von Migrantinnen in NRW vom
Wissenschaftlichen Institut der Ärzte Deutschlands,
Dr. Caren Weilandt und Alexander Rommel
präsentiert. Migration ist in Europa zu einem be-
deutsamen Faktor der sozial-ökonomischen und
politischen Entwicklung geworden. Nordrhein-
Westfalen ist das Bundesland, in dem verglichen mit
den anderen Bundesländern, die meisten Migrant-
Innen leben.

Das Risiko für Migrantinnen migrationsbedingt
in psychische Krisen zu geraten, psychosoziale Verhal-
tensauffälligkeiten zu entwickeln oder an psychoso-
matischen Beschwerden zu leiden ist, von einem kom-
plexen Bündel von Faktoren abhängig, insbesondere
aber von den Sozialisationsbedingungen im Her-
kunftsland, den Erfahrungen der Migration und von
den sozialen Lebensverhältnissen im Aufnahmeland.

„Pflegekräfte verdienen unsere 
Anerkennung und Unterstützung.“

Foto: Erik Hinz

Gesundheit
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Der Städtebau-Ausschuss (Vorsitz Gisela Walsken,
SPD) führt am 8. Januar eine öffentliche Anhörung
zum CDU-Antrag „Umnutzung alter landwirt-
schaftlicher Gebäude im Außenbereich“ (Drs.
13/2633) durch. Die CDU setzt sich für einheitliche
Kriterien bei der Genehmigung von Nutzungsände-
rungen und für Hilfestellung bei neuer Verwendung
alter Bausubstanz ein.

+++
Die Enquete-Kommisson Frauengerechte Gesundheits-
versorgung (Vorsitz Marianne Hürten, GRÜ-
NE) tagt am 9. Januar im Gesundheits-
haus in Münster, um sich über die
Modernisierung und Vernetzung von
Dienstleistungen und über frauen-
spezifische Angebote zu informie-
ren. Nach der Tagung findet abschlie-
ßend eine Podiumsdiskussion zu
Erfahrungen mit dem Gesetz über den
Öffentlichen Gesundheitsdienst statt,
an der Expertinnen der Stadt und Rats-
frauen aus Münster teilnehmen. Der
Unterausschuss Metrorapid (Vorsitz
Gerd Wirth, SPD) des Verkehrsaus-
schusses wird am 9. Januar vom
Verkehrsminister über den ak-
tuellen Planungsstand und
das Finanzierungskonzept
für das Projekt informiert.
Bei der 2. Lesung des Haus-
haltsentwurfs für 2003 war ein
CDU-Antrag, die Verpflichtungser-
mächtigung in Höhe von 1,75
Milliarden Euro für Bundes- oder
EU-Mittel zu streichen, in namentlicher
Abstimmung abgelehnt worden.
Jedoch hatte der Landtag den neuen
Titel mit einem Sperrvermerk
versehen.

+++
Mit dem Verkehrsausschuss (Vor-
sitz Manfred Hemmer, SPD)
stellte das Ministerium  am 17.
Dezember das gesetzlich vor-
geschriebene „Benehmen“ zum
Landesstraßenbauprogramm
2003 her. Die Vorlage enthält
die Verteilung der im Haushalt
vorgesehenen 67 Millionen Euro auf einzelne Maß-
nahmen. In der letzten Sitzung eines Landtagsaus-
schusses im Jahr 2002 behandelten die Ausschuss-
mitglieder außerdem die Auswirkungen der
Verschiebung der LKW-Maut auf den Bundesfern-
straßenausbau.

+++
In einem Antrag aller Fraktionen des Haushaltsaus-
schusses beauftragte der Landtag am 18. Dezember
die Landesregierung, bis zum 30. Juni 2003 einen
Versorgungsbericht NRW vorzulegen. In dem Be-
richt sollen alle Zahlungsverpflichtungen des Lan-

aus den Ausschüssen+++Aktuelles+++
verständigen über den FDP-Antrag zu nachhaltiger
Finanzpolitik „Instrumente zur Evaluation langfri-
stiger Haushaltsentwicklungen einsetzen“ (Drs.
13/2645) geeinigt.

+++
Der Hauptausschuss (Vorsitz Edgar Moron, SPD)
stimmte Einsparungsvorschlägen aller vier Fraktio-
nen in Höhe von 1,6 Millionen Euro beim Landtag zu.
Dem Haushaltsentwurf zum Einzelplan 01 (Land-
tag) stimmten traditionell als einzigem Einzelplan
alle vier Fraktionen am 5. Dezember im Haushalts-
ausschuss zu.
An der Abstimmung über den Haushaltsentwurf für
das Wirtschaftsressort im Wirtschaftsausschuss (Vorsitz
Dr. Helmut Linssen, CDU) nahmen die Fraktionen
der CDU und FDP nicht teil, weil sie die 2. Ergän-
zungsvorlage erst kurz vor Sitzungsbeginn erhalten
hatten.

+++
Im Ausschuss für Kommunalpolitik (Vorsitz Jürgen Thulke,
SPD) lobte Winfried Schittges (CDU) die Landesre-
gierung für eine Verordnung, die die Zuständigkeit
für betreutes selbstständiges Wohnen ausschließlich
den Landschaftsverbänden überträgt, was auch SPD-
und GRÜNE-Fraktion gefordert hatten.

+++
Den Ausschuss für Grubensicherheit (Vorsitz Peter Bud-
schun, SPD) informierte die Werksleitung in Haltern
am 6. Dezember über die aktuelle Situation des
Bergwerks Auguste Victoria.

+++
Dem Ausschuss für Umweltschutz und Raumordnung (Vor-
sitz Klaus Strehl, SPD) teilte Ministerin Bärbel Höhn
mit, die Studie des Gelsenkirchener Instituts für
Unterirdische Infrastruktur über die Umsetzung der
Selbstüberwachungsverordnung Kanal werde im
Frühsommer 2003 vorliegen. Das Institut schätze
den Investitionsbedarf für die Sanierung von Kanä-
len in NRW auf 10,4 Milliarden Euro (Vorlage
13/1815).

+++
In den Bergwerken Dreislar, Lippe, Walsum und
Wohlverwahrt-Nammen wurden im Jahr 2001
210000 Tonnen Abfall unter Tage versetzt. Ab 2006
gelten strengere Grenzwerte, teilte Ministerin Höhn
dem Umweltausschuss im Bericht über die Versatz-
Verordnung mit.

+++
Zur Jahresmitte 2002 befanden sich 544 Personen, dar-
unter 84 Frauen, in der Abschiebehaft in NRW. Das
wurde im Berichterstattergespräch des Haushaltsaus-
schusses zum Einzelplan 03 (Innenministerium) be-
kannt. Außerdem erfuhren die Berichterstatter, bisher
seien 24802 Schutzwesten für die Polizei ausgeliefert
worden, benötigt würden 33000.

+++
Der Wissenschaftsausschuss (Vorsitz Joachim Schultz-Tor-
nau, FDP) vertagte die abschließende Beratung und
Abstimmung über das Studienkonten- und Finanzie-
rungsgesetz (Drs. 13/3023) auf den 9. Januar 2003.

des zur Altersversorgung seiner Bediensteten, Pro-
jektionen bis zum Jahr 2040 und Handlungsoptio-
nen zur Begrenzung des Ausgabenanstiegs aufgezeigt
werden. Außerdem sollen Strategien für einen Kapi-
talstock benannt werden.

+++
Im Haushalts- und Finanzausschuss (Vorsitz Volkmar
Klein, CDU) gab in vertraulicher Sitzung am 13. De-
zember Finanzminister Jochen Dieckmann Auskunft
zur Dringlichen Frage der CDU, auf welcher Basis ei-
ne Landesbürgschaft an die Babcock-Auffanggesell-
schaft gewährt werden soll. Anschließend nahm die
Mehrheit von SPD und GRÜNEN das Gemeindefi-
nanzierungsgesetz 2003 in der in der 2. Lesung be-

schlossenen Fassung an. Der Haushalt 2003
wurde mit mehreren Änderungen zur 3.

Lesung verabschiedet. Dem CDU-Spre-
cher Helmut Diegel gratulierte der Aus-

schuss zur
Geburt ei-
nes Sohnes
mit einem
Blumen-
strauß.

+++
Im Agrarausschuss (Vorsitz Marie-

Luise Fasse, CDU) berichtete die
Landesregierung am 28. November

über „Landwirtschaftliche Wildhaltung
in NRW“.

+++
Der Haushaltsausschuss stimmte der

Wiederbesetzung der Stelle der
Leiterin des Landeszentrums für
Zuwanderung zu, nachdem die bis-
herige Leiterin Dr. Lale Akgün in

den Bundestag gewählt worden ist.

+++
Zum sechsseitigen CDU-
Antrag „Ausgeglichene
Wohnungsmärkte zur Re-
form der Fördersysteme
nutzen: Eigentum stär-

ken und künftigen Ent-
wicklungen gerecht

werden“ (Drs. 13/2633)
führt der Städtebau-Aus-
schuss im Frühjahr 2003
zwei Anhörungen durch,

und zwar zum Fehlbelegungsrecht
und zur Subjekt-/Objektförderung.

+++
Zum CDU-Antrag „Einführung eines flächendecken-
den bevölkerungsbezogenen Krebsregisters in NRW“
(Drs. 13/2637) führt der Ausschuss für Arbeit, Gesundheit,
Soziales (Vorsitz: Bodo Champignon, SPD) am 5.
Februar 2003 eine öffentliche Anhörung durch.

+++
Auf den 6. Februar 2003 haben sich die Fraktionen
im Haushalts- und Finanzausschuss (Vorsitz Volkmar
Klein, CDU) als Termin für das Gespräch mit Sach-

Landwirtschaftliche Wildhaltung in NRW beschäf-
tigte den Agrarausschuss. Illustration: h2m
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E
ine konkrete Verkaufsabsicht habe den In-
seraten nicht zu Grunde gelegen, erklärte
Staatssekretär Manfred Morgenstern vom

Städtebauministerium: Mit der Anzeigenschal-
tung sei keine öffentliche Ausschreibung vorge-
nommen worden, teilte er den Abgeordneten mit:
„Die Anzeige sollte lediglich dazu dienen, den
Marktwert der Immobilienbestände zu eruieren
und potenzielle Interessenten zu gewinnen“.

Der Aufsichtsrat der LEG, dem der Staatsse-
kretär als Vorsitzender angehört, sei mit der An-
gelegenheit nicht befasst gewesen. Es gebe zwar
vom Aufsichtrat die strategische Entscheidung,
dass das beschlossene Modernisierungs- und In-
standhaltungsprogramm in Höhe von 500 Milli-
onen Euro unter anderen auch aus dem Verkauf
von unrentablen Wohnungsbeständen zu finan-
zieren sei; welche Bestände aber als unrentabel zu
identifizieren seien, stelle Aufgabe der Niederlas-
sungen dar. Dem Aufsichtsrat würden die geplan-
ten Verkäufe erst dann zur Beschlussfassung vor-
gelegt, „wenn ein Käufer gefunden wurde, die
konkreten Rahmenbedingungen für einen Kauf-
vertrag ausgehandelt wurden und die Finanzie-
rung vorliegt“. Und weiter: „Weil noch keine Ent-
scheidung über einen Erwerber getroffen wurde,
ist dies noch nicht der Fall gewesen“.

Weiter erklärte Morgenstern in seinem Be-
richt, die Mieter der LEG würden bei Veräuße-
rungsabsichten dann informiert, wenn eine kon-
krete Absicht erkennbar sei. Die Mieter
interessierten ja nicht die allgemeine Veräuße-
rungsabsicht, sondern meistens der Erwerber. „Bis-
lang ist noch kein Erwerber gefunden worden“.

Der Abgeordnete Bernd Schulte (CDU)
stimmte der Wertung des Vorgangs nicht zu: Es
sei festzustellen, dass die LEG wieder einmal ein
Verkaufsverfahren an den Gremien vorbei ange-

stoßen habe. Auch die Stadt Oberhausen sei nicht
von der Absicht in Kenntnis gesetzt worden, dass
diese Wohnungen verkauft werden sollen. Diesen
Umstand habe die LEG – Geschäftsführung in-
zwischen eingeräumt und der Stadt gegenüber
bedauert. Es sei festzustellen, meinte Schulte, dass
eine Landesbeteiligung wie die LEG zum wieder-
holten Male in einer Weise vorgehe, die nicht nur
auf Kritik seiner Fraktion, sondern auch auf die
Kritik des  Oberbürgermeisters der jeweiligen
Stadt stoße. Es sei Meinung der CDU-Fraktion,
„dass eine Landesbeteiligung und die Gremien ei-
ner Landesbeteiligung auf eine gute Kooperation
mit der jeweiligen Gebietskörperschaft Wert zu
legen hätten, weil der Erhalt und die Zukunft der
Wohnungen ein wichtiger Bestandteil der Stadt-
entwicklungspolitik ist“.

Kooperation

Die Ausschussvorsitzende schlug vor, das
operative Geschäft der LEG und die politische
Wertung sauber zu trennen. Gisela Walsken:
Selbstverständlich könne sich der Ausschuss da-
mit befassen, wenn es Probleme gebe, wie das in
Hamm in der Siedlung Schottscheife/Schlangen-
kamp vor einiger Zeit der Fall gewesen sei. „Aber
es ist nicht sinnvoll, im Ausschuss sich darüber zu
unterhalten, wie sensibel es gewesen ist, dass der
Niederlassungsleiter den Weg in die Öffentlich-
keit gewählt hat“. In Hamm, so merkte Dr. Georg
Scholz (SPD) an, habe ein anderer Sachverhalt
insofern vorgelegen, als die Kommune frühzeitig
über das Verkaufsverfahren informiert worden
sei. Allerdings hätten damals alle Beteiligten von
einem Verkauf abgeraten, trotzdem sei er erfolgt.

LEG Oberhausen:

„Anzeigen sollten
nur mögliche Käufer gewinnen“

In Zeitungsinseraten der Oberhausener Lokalpresse war Anfang Oktober zu lesen, dass die hun-
dertprozentige Tochter der Landesentwicklungsgesellschaft NRW (LEG), die „LEG Gesellschaft für
Vertrieb und Mieterprivatisierungen mbH“, den Verkauf von 619 Wohnungen mit einem Gesamt-
kaufpreis von 21,6 Millionen Euro in Oberhausen beabsichtigt. Die Anzeigen unter der Überschrift
„Zum Glück gibt’s Immobilienanlagen aus bestem Hause“ führten zu einer erheblichen Verun-
sicherung in Oberhausen – und in Düsseldorf auf Antrag der CDU-Fraktion zu einer Aktuellen
Viertelstunde im Ausschuss für Städtebau und Wohnungswesen (Vorsitzende Gisela Walsken, SPD).

Wohnungspolitik
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Ohne zwei seiner Säulen, nämlich Spielführer
Günter Langen und Coach Wolfgang Euteneuer,
musste der FC Landtag im schweren Auswärts-
match gegen den MSV Duisburg antreten. Trotz
dieses Mankos bestritt der FCL die Partie taktisch
gut eingestellt, begegnete dem MSV gut gestaffelt
und zog das eigene Spiel diszipliniert auf. Gefähr-
licher aber waren die von Detlev Pirsig dirigierten
MSV-Angriffe, die aber auf einen starken Ab-
wehrblock des FCL mit Jörg Krause, Bernd Heim-
farth und Karsten Herlitz als Turm in der Schlacht
trafen. Außerdem zwängten sich die Abgeordne-
tenleiber von Bernhard Tenhumberg, Thomas
Mahlberg, Wolfgang Hüsken, Hans Kraft und Ralf
Jäger geschickt immer wieder zwischen Ball und
Gegner und erstickten so manch hoffnungsvollen
MSV-Ansatz. Was schließlich doch durch kam,
wurde eine Beute des sicheren FCL-Keepers Rene
Markgraf oder ging am Gehäuse vorbei. Der FCL
hielt gut mit, zumal Werner Mayer nun auch da-
für sorgte, dass es auch vor dem MSV-Tor ab und
zu brannte. Das 0 : 0 zur Pause war verdient, wiegte
allerdings den FCL in einer trügerischen Sicherheit.

Es genügte eine nur wenige Minuten währen-
de Phase des Unkonzentriertseins und der Unord-
nung und schwuppdiwupp wurde das Parla-
mentsteam dafür mit drei Gegentreffern bestraft.
Abschlachten aber ließ sich der FCL nicht. Er
kämpfte und fing sich wieder, und schließlich
schloss der gewohnt dynamisch über den linken
Flügel kommende Jens Harmeier einen Angriff
mit einem Schuss in die lange Ecke erfolg-
reich ab. Nun wogte das Spiel wie-
der hin und her. Werner Mayer
kreuzte vor dem MSV-Straf-
raum, zog unwidersteh-
lich an drei Abwehrspie-
lern vorbei und schob
die Kugel am Torhüter
vorbei. Der Torjubel
blieb ihm jedoch im
Halse stecken, denn
im letzten Moment
wurde das Leder noch
von der Linie gekratzt.
Etliche Kommentatoren
waren sich darin einig, dass
dieses mögliche Anschlusstor
dem FCL mit Sicherheit die be-
rühmte zweite Luft beschert hätte. Doch
„hätte“ zählt nicht. Insgesamt war es ein verdien-
ter Sieg des MSV, der beim freundschaftlichen
Beisammensein nach dem Spiel im Sportheim
analysiert wurde. Die FCL-Truppe stellte sich da-
bei vor, hinter und neben ihren Coach  Wolfgang
Euteneuer und versicherte ihm, dass sein Stuhl
nicht wackelt. Was das im heutigen Fußballge-
schäft zu bedeuten hat, ist bekannt.

FCL: In letzter
Sekunde den Ball von 
der Linie gekratzt

http://www.landtag.nrw.de/WWW/index2.htm?seite=4
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Aus den Fraktionen

Diese Mitteilungen liegen in der alleinigen Verantwortung der Fraktionen
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SPD

Kürzungen bei Behinderten sind 
unfair und ungerecht 

Die CDU hat die Landesregierung in den Haushaltsberatungen 2003
dazu aufgefordert, die Kürzungen bei den Behinderten zurückzunehmen. In
einem Antragspaket stellte die CDU dazu konkrete Forderungen:
• Die Kürzungen bei den Therapeuten an den Schulen für Körperbehinderte

im Umfang von 8,5 Millionen Euro müssen rückgängig gemacht werden.
• Die Zuschüsse für Behindertenwerkstätten in der bisherigen Höhe von 

1,4 Millionen Euro müssen bestehen bleiben.
• Betreuungsvereine sollen auch künftig für ihre wichtige ehrenamtliche 

Arbeit Zuschüsse in Höhe von 4,1 Millionen Euro vom Land erhalten.
• Die Modellprojekte zur Weiterentwicklung der pflegerischen Infrastruk-

tur müssen auch in Zukunft im bisherigen Umfang von 1,3 Millionen 
Euro garantiert werden.

Von den Kürzungen sind alle Bereiche des Sozialhaushaltes betroffen:
Kinder- und Jugendarbeit, Erziehungsberatung, Jugendsozialarbeit, Kinder-
tagesstätten, Suchtberatung, Altenpflege, Bekämpfung der Jugendarbeitslo-
sigkeit, Lehrlingsförderung und Flüchtlingsbetreuung.

Als besonders bedrückend empfindet die CDU-Landtagsfraktion 
die Einschnitte in die Programme zur gesellschaftlichen Integration und
Förderung der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen. Ein besonders
eklatantes Beispiel ist aus ihrer Sicht die komplette Streichung der Finanzie-
rung der Therapeuten an den Schulen für Körperbehinderte. In anderen
Bundesländern sind die Therapeuten an Schulen für Körperbehinderte als
Landesbedienstete beschäftigt. Demgegenüber gilt dieser Zuschuss in
Nordrhein-Westfalen als „freiwillige Leistung“. Die CDU bezeichnet es 
als Pflichtaufgabe, Behinderten die bestmögliche Betreuung zukommen zu
lassen.

Zukunftskonzept Aufbruch Ruhr 
stärkt Kommunalverband

D
ie SPD-Fraktion unterstützt mit Nachdruck die Haltung der 
Landesregierung zur Verwirklichung des Metrorapids. Das Land hat
seine finanziellen Möglichkeiten zur vorbereitenden Planung in 

großem Umfang geleistet und kann zusätzliche Vorleistungen nicht mehr
erbringen. Jetzt muss der Bund im Haushalt 2003 Barmittel bereitstellen,
um den Weg für die weitere Vorfinanzierung des Projektes freizumachen. In
den laufenden Haushaltsberatungen wird daher sichergestellt, dass die
rechtlichen Verpflichtungen, die das Land in 2002 zur Vorbereitung einer
schnellen und umfassenden Planung des Metrorapids eingegangen ist, im
Landeshaushalt 2003 ausgewiesen und finanziell abgesichert werden.

Die Landesregierung wird ein Finanzierungskonzept für den Metrora-
pid vorlegen. Die SPD-Fraktion erwartet, dass der Bund zu seinem Wort
steht und die erste Rate der Bundesmittel in Höhe von 200 Millionen Euro
und die entsprechenden Verpflichtungsermächtigungen für die Folgejahre
in den Haushaltsplan des Bundes einstellt.

„Modern, dienstleistungsfähig und effektiv; das ist das Zukunftskonzept
Aufbruch 'Ruhr'“, so Michael Groschek, zuständig in der SPD-Landtagsfrak-
tion für die Entwicklung der Ruhr-Region. Im Zentrum der künftigen inter-
kommunalen und regionalen Zusammenarbeit stehe dabei die Stärkung des
KVR, die Reform der Landesplanung, der Gemeinde- und der Kreisordnun-
gen. So solle der KVR durch die flexiblere Handhabung bei den Mitglied-
schaften und durch die Ausweitung der Aufgaben weiter entwickelt werden.
Dazu gehöre, dass künftig auch Kommunen am Rande des Ruhrgebiets 
beitreten können. Der Aufgabenkatalog des KVR soll unter anderem durch
die Bereitstellung von Informationsgrundlagen und durch eine regionale
Wirtschaftsförderung erweitert werden.

Pavlik zum Streit im Gesundheitswesen: 
Landesregierung muss handeln

Angesichts der bedrohlichen Lage im Gesundheitswesen hat die gesund-
heitspolitische Sprecherin der FDP-Landtagsfraktion, Jana Pavlik, NRW-Ge-
sundheitsministerin Birgit Fischer aufgefordert, „umgehend das Gespräch
mit den Ärzten zu suchen und vermittelnd in den Konflikt mit der Bundes-
regierung einzugreifen.“ Wenn sich in NRW auch nur zehn Prozent der
niedergelassenen Kassenärzte dem angekündigten Streik anschlössen oder
ihre Praxis nach der Methode „Dienst nach Vorschrift“ betrieben, müssten
rund 1.800 Praxen im Land vorübergehend schließen oder ihre Sprechzim-
mer seien mit bis zu 30 Wartepatienten dauerhaft überfüllt. Sie könne sich
zwar nicht vorstellen, dass auch nur ein Arzt seine Verantwortung für seine
Patienten einem Streik opfere, sagte Pavlik. „Aber es ist schon mehr als fatal,
wenn ärztliche Versorgungsethik und Patientengeduld schäbig missbraucht
werden, um jeden Reformschritt zu verweigern. Ich halte diese Streikdro-
hung für einen letzten Hilferuf vieler Kollegen aus der Ärzteschaft. Ange-
sichts der Berliner Verordnung, im Abrechungsbereich Nullrunden fahren
zu müssen oder Einnahmen auf dem jetzigen Jahresniveau eingefroren zu
bekommen, ist die Motivation der Ärzte nachvollziehbar“, so die praktizie-
rende Medizinerin. Schließlich werde auch von den Betrieben nicht erwar-
tet, dass sie ihr Einkommen auf dem Vorjahressatz einfrören. Ganz im
Gegenteil dränge die Gewerkschaft Verdi derzeit mit Streikandrohungen auf
mehr als drei Prozent Lohnerhöhung. Die FDP-Politikerin warnte die NRW-
Gesundheitsministerin davor, weiterhin von Panikmache interessierter Krei-
se zu sprechen und kündigte an, in der bevorstehenden Haushaltsdebatte
detailliert auf die dramatische Lage im Gesundheitswesen einzugehen.

CDU

FDP GRÜNE

Können Politiker und Beamte weiblich denken?
Im Prinzip ja, aber nicht alle! Zu diesem Ergebnis kam eine Untersu-

chung der Grünen Landtagsfraktion zur Umsetzung des Landesgleichstel-
lungsgesetzes (LGG). Das LGG ist seit drei Jahren in Kraft und schreibt un-
ter anderem vor, Rechtsvorschriften, Vordrucke und Schriftverkehr
geschlechtergerecht zu formulieren. Dies ist nicht unwichtig, denn Untersu-
chungen haben ergeben, dass sehr viel weniger Frauen benannt werden,
wenn beispielsweise Künstler – statt Künstlerinnen und Künstler – für einen
Preis vorgeschlagen werden.

Drei Jahre sollten Zeit genug sein, elegante geschlechtsneutrale Formu-
lierungen zu finden oder sich darauf einzustellen, die männliche und die
weibliche Form zu nutzen. Eine Überprüfung von Ministerialblättern, Ge-
setz- und Verordnungsblättern dieses Jahres aber ergab, dass trotz gesetz-
licher Vorgabe in den meisten Ministerien immer noch nicht weiblich ge-
dacht und geschlechtergerecht formuliert wird. So schreiben sie in ihren
Verordnungen weiterhin durchgehend männlich ‚Arbeitgeber, Polizist,
Landwirt, Beisitzer und Besoldungsempfänger’.

Aber es gibt drei Ministerien, die Anlass zur Hoffnung geben: Sie bezie-
hen die Soldatin, Bauherrin, Lehramtsanwärterin und Ärztin mit ein. Wir
gratulieren dem Frauenministerium (MFJFG), dem Bildungsministerium
(MSWF) und dem Bauministerium (MSWKS) ganz herzlich und wünschen
ihnen, dass der Weihnachtsmann seine Gaben großzügig bei ihnen verteilt.
Bei den andern Ministerien muss Knecht Rupprecht ordentlich die Rute
kreisen lassen. Anschließend muss er dringend bei den Sparkassen vorbeige-
hen, um ihnen begreiflich zu machen, dass auch Frauen (noch) bei ihnen
Konten haben. Das Landesgleichstellungsgesetz gilt auch für die Sparkassen!
Denn andere Banken können weiblich denken.

http://www.landtag.nrw.de/WWW/index2.htm?seite=4
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W
olfgang Gerhards ist aus der evangeli-
schen Kirche ausgetreten. „Schon lan-
ge her“, sagt er dazu lapidar. Und als

Jura-Student in Bonn hat er Mitte der siebziger
Jahre des vergangenen Jahrhunderts den legen-
dären Repetitor Paul Schneider gemieden und
statt dessen bei „Alpmann“ fürs Erste Staatsexa-
men (1975) gebüffelt. Als Student der Rechte in
Bonn nicht zu Schneider („Einzige Hochschule
Deutschlands“) in der Kaiserstraße 1 c zu gehen,
glich der Haltung, Dosensuppen zu löffeln, ob-
wohl ein reiches Büffet lockt. Ist der neue Justiz-
minister am Tische von Peer Steinbrück womög-
lich vom Geist, der stets verneint? Für die
Schneider-Abstinenz gibt er eine Erklärung: Der
Schneider sei ihm zu konservativ gewesen. Als
Student war Gerhards  noch kein eingeschriebe-
ner Sozi, die SPD-Mitgliedschaft beantragte er
1985, als er bereits  Verwaltungsrichter in Köln
und Münster war.

Wer dem vor 53 Jahren in Mülheim an der
Ruhr geborenen Brühler zum ersten Mal be-
gegnet, dem fällt die äußere Wuchtigkeit
auf. Man erinnert sich an oppositionelle
Kritik aus Gerhards Finanzminister-
Jahren in Sachsen-Anhalt (1998 bis
Frühjahr 2002), der Westimport ge-
bärde sich  als Finanz-Rambo. Wenn
man mit dem neuen Landesjustizmi-
nister jedoch ins rechtspolitische Ge-
spräch kommt, zeigt sich schnell, dass
er zurückhaltend formuliert, wohl
eher der liberalen Denkschule an-
gehört, wonach sich der
Rechtsstaat nicht schneidig
zu präsentieren habe.
Gerhards Satz, eine
Legalisierung des

Konsums von Haschisch dürfe nicht sein, weil
der Staat Grenzen setzen müsse, zählt zu den sel-
tenen Äußerungen, wo in dem Däubler-Gmelin-
Zögling ein Stück Otto Schily („Law and Order
sind sozialdemokratische Werte“)  aufblitzt. Zur
hin und wieder diskutierten Möglichkeit, der
wachsenden Jugendkriminalität mit einer Herab-
setzung des Strafmündigkeits-Alters von 14 auf
zwölf Jahre zu begegnen, meint er: „Das halte ich
für falsch, weil es die Probleme nur verschiebt.“

Selbstbewusstsein

Fragt man den Justizminister, was der Staat
gegen dreiste Klau-Kinder, welche in rheinischen
Großstädten unterwegs sind, machen könne,
entfährt Gerhards ein „Da ist der Staat ziemlich
machtlos.“ Er weiß, dass das ziemlich desillusio-
nierend klingt, indes: „Man kann allenfalls ver-

suchen, an die Hintermänner der Klau-
Kinder heranzukommen.“ Im

Übrigen bestehe die einzige
Möglichkeit darin, die so-
zialen Bedingungen in
den Herkunftsländern zu
verbessern. Da stellt man
sich den Minister  vor,
wie er einer soeben ihrer
Handtasche beraubten
alten Dame erklärt, die

Politik könne ihr wenig
helfen, um dann die Pro-

gnose zu riskieren:
Solche Wahlkämpfer
wie Richter Ger-
hards werden der
Sozialdemokratie

an Rhein und Ruhr die um innere Sicherheit be-
sorgten Menschen nicht in Scharen zuführen.

Es gehört zu den sympathischen Zügen des
Justizministers, dass er sich im ungewohnten
Ressort an viele Themen erst herantastet, auch
einmal sagt, da fehle ihm noch der Zugang. In
solchen Gesprächs-Situation stellt sich aber
schnell die Ahnung ein, dass der Mann, wenn er
erst einmal rechtspolitisch fest im Sattel sitzt, die
Zügel nicht aus den Händen geben werde. Mit ei-
nem selbstbewussten Chef wird man im Justiz-
ministerium zu rechnen haben, wenn Gerhards
Eingewöhnungsphase vorüber ist.

Der frühere Verwaltungsrichter hatte erst-
mals 1988 Kontakt mit der Bonner Politik  – als
Referent für öffentliches Recht bei Herta Däub-
ler – Gmelin in der Bundestagsfraktion. Das
dürfte nicht vergnügungssteuerpflichtig gewesen
sein. Von 1991 bis 1994 war Gerhards Minister-
präsident Scharpings Mann in der Bonner
Rheinland-Pfalz-Vertretung 1994 rief ihn aus
Magdeburg Regierungschef Reinhard Höppner
(SPD), der eine PDS-geduldete Landesregierung
gebildet hatte. Chef der Staatskanzlei blieb Ger-
hards, den es zur Familie an den Rhein zog, nur
ein Jahr lang. Nach drei Jahren (1995 bis 1998)
an Münteferings Seite in der Bonner SPD – „Ba-
racke“ rief Höppner erneut, und Freund Ger-
hards übernahm das sachsen-anhaltinische Fi-
nanzressort – eine Mangelverwaltung der ganz
besonderen Art.

Der Junge des Ruhrgebiets, der sich als ver-
heirateter Vater von drei Kindern im rheinischen
Brühl pudelwohl fühlt, der sich als standhaft und
robust bezeichnet, ist ein Hobby-Eisenbahner.
Selbst in der Magdeburger Zweieinhalb-Zim-
mer-Wohnung hatte er sein Modell aufgebaut.

Reinhold Michels

Porträt der Woche: Wolfgang Gerhards (SPD)

(Das namentlich gekennzeichnete „Porträt
der Woche“ ist Text eines jeweiligen Gastautors

und muss nicht immer mit der Meinung der
Redaktion übereinstimmen.)

Einstimmig beschlossen wurde der von allen vier
Fraktionen getragene Gesetzentwurf zur Ände-
rung des Abgeordnetengesetzes (Drs. 13/3307) in
der Sitzung des Hauptausschusses unter dem
Vorsitz von Edgar Moron (SPD).

Der Gesetzentwurf sieht die Übertragung der
erhöhten Kostendämpfungspauschale in der Bei-
hilfe auch auf den Personenkreis der ehemaligen
Präsidenten, Vizepräsidenten und Abgeordneten
vor, soweit sie Versorgungsempfänger nach dem
Abgeordnetengesetz (AbgG) sind. Ziel der im Ge-
setzentwurf zum Haushaltsgesetz 2003 vorgesehe-
nen Erhöhung der Kostendämpfungspauschale ist
die stärkere Beteiligung der Beihilfeberechtigten

an den Krankheitskosten. Während die aktiven
Abgeordneten gemäß Paragraf 20 Abs. 1 Satz 3 des
Gesetzes  durch die Änderung der Beihilfeverord-
nung im Haushaltsgesetz 2003 bereits erfasst wer-
den, gelten für die Versorgungsempfängerinnen
und Versorgungsempfänger bislang noch die alten
(niedrigeren) Selbstbeteiligungssätze. Um hier ei-
ne Gleichbehandlung sicherzustellen, hat der
Landtagspräsident Ulrich Schmidt die vier Frak-
tionen gebeten, einen Gesetzentwurf einzubrin-
gen. Dieser sieht eine Erhöhung der Selbstbeteili-
gung für ehemalige Präsidentinnen und
Präsidenten von 174  auf 250 Euro, für ehemalige
Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten von 138
auf 200 Euro und für ehemalige Abgeordnete von
102  auf 150 Euro vor. Durch die Erhöhung der
Kostendämpfungspauschale versprechen sich die
Fraktionen jährliche Einsparungen in Höhe von
über 16 000 Euro. Der Gesetzentwurf wurde in
der Plenarsitzung am 13. Dezember vom Landtag
in zweiter Lesung verabschiedet. ax

Krankheitskosten:

Präsident votiert für
Gleichbehandlung

Bitte klicken Sie hier, um weitere Informationen über die Abgeordneten zu erhalten!
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Vom 13. Dezember 2002 bis 27. Januar 2003

13.12. Professor Dr. Friedrich Wilke (FDP) 59 J.
15.12. Wilfried Kramps (SPD) 63 J.
15.12. Hans-Martin Schlebusch (CDU) 56 J.
18.12. Frank Sichau (SPD) 55 J.
18.12. Dietmar Brockes (CDU) 32 J.
21.12. Gerhard Wirth (SPD) 51 J.
22.12. Josef Wilp (CDU) 64 J.
22.12. Horst-Dieter Vöge (SPD) 55 J.
23.12. Heinz Sahnen (CDU) 56 J.
24.12. Hans Frey (SPD) 53 J.
25.12. Heinz Wirtz (SPD) 59 J.
29.12. Bodo Champignon (SPD) 61 J.
30.12. Oliver Keymis (GRÜNE) 42 J.

1.1. Claudia Nell-Paul (SPD) 49 J.
6.1. Günter Garbrecht (SPD) 53 J.
7.1. Rainer Schmeltzer (SPD) 42 J.
7.1. Christian Lindner (FDP) 24 J.
8.1. Hubert Schulte (CDU) 58 J.

10.1. Peer Steinbrück (SPD) 56 J.
10.1. Josef Hovenjürgen (CDU) 40 J.
13.1. Hans-Dieter Moritz (SPD) 63 J.
13.1. Volkmar Klein (CDU) 43 J.
15.1. Dr. Georg Scholz (SPD) 45 J.
17.1. Bernd Flessenkemper (SPD) 53 J.
18.1. Horst Engel (FDP) 56 J.
19.1. Karl-Heinz Rusche (SPD) 62 J.
19.1. Thomas Mahlberg (CDU) 38 J.
20.1. Hermann Josef Arentz (CDU) 50 J.
23.1. Gabriele Gorcitza (SPD) 51 J.
23.1. Karl Peter Brendel (FDP) 48 J.
24.1. Urban-Josef Jülich (CDU) 63 J.
24.1. Barbara Steffens (GRÜNE) 41 J.
25.1. Tanja Brakensiek (CDU) 34 J.
27.1. Hans-Peter Meinecke (SPD) 59 J.

Ina Meise-Laukamp (SPD), sportpolitische Sprecherin
ihrer Fraktion, hat die gesamte Mannschaft des
TBV Lemgo, derzeit Tabellenführer in der Hand-
ball-Bundesliga, zu Botschaftern der Olympia-
bewerbung Rhein-Ruhr 2012 ernannt. Bei der
feierlichen „Ordensverleihung“ auf Burg Blom-
berg steckte sie den über Ostwestfalen hinaus po-
pulären Handballern die farbenfrohen Olympia-
Anstecknadeln ans Revers.

Landtagsandacht
Der Beauftragte der Evangelischen Kirchen bei
Landtag und Landesregierung, Karl-Wolfgang
Brandt, sowie der Leiter des Katholischen Büros,
Dr. Karl-Heinz Vogt, laden die Abgeordneten des
Landtags NRW am 23. Januar 2003 ein: 8.00 Uhr
Parlamentsfrühstück im Landtagsrestaurant und
9.15 Uhr Landtagsandacht im Raum E 3 Z 03.

Geburtstagsliste
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Zur Person

Weiße Schleifen und prunkvolle Glitzersterne:
Wie schon in den vergangenen Jahren
schmückt Anne Obri den Weihnachtsbaum in
der Eingangshalle des Landtags und schafft
damit im Haus eine kleine Oase für weih-
nachtliche Besinnlichkeit.

Raum für Aufkleber (Postvertrieb)

Foto: Schälte

„Es weihnachtet sehr im Landtag.“
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